
BUND-Homepage überarbeitet
Der Internet-Auftritt des BUND
wird überarbeitet und moderni-
siert (Smartphones!). Die Sei-
te  des  Bundesverbandes  ist

schon  umgestellt,  Landesverbände  und  Kreis-
gruppen folgen 2017.  Direkte Links aus frühe-
ren Newslettern funktionieren aber nicht mehr.

Bauen und Renovieren - Jahrbuch 2017
Einen  Rund-um-Service  für
Bauherren und Sanierer  bie-
tet wieder das Jahrbuch 2017
des  BUND.  Nahezu  alljähr-
lich  veränderte  Regulierun-
gen  und  Förderprogramme
sind ebenso schwer zu über-
blicken  wie  die  wachsende
Vielfalt  an  Baustoffen  und
technischen  Umsetzungs-

möglichkeiten.  Das  vom  BUND  Baden-Würt-
temberg  herausgegebene  Jahrbuch  "Ökolo-
gisch Bauen & Renovieren" hilft weiter. 

Zu viel Nitrat: EU verklagt Deutschland
Die EU hat beim Europäischen
Gerichtshof  die  vor  Monaten
angekündigte  Klage  wegen
steigender Nitratbelastung des
Grundwassers  eingereicht.

Die Klageschrift hat es in sich, sie ist als An-
lage beigefügt. Die aus unserer Sicht wichtigs-
ten Stellen haben wir gelb unterlegt. 

 
BUND-Handbuch "Streuobstwiesenpraxis" 

Im Rahmen des BUND-Streu-
obstwiesenprojekts ist ein tol-
les Handbuch entstanden. Es
gibt  Tipps  zur  Neuanlage,
Pflege  und  Entwicklung  von
Streuobstwiesen,  und  be-
handelt  u.  a.  Themen  wie
„Standorte und Böden“, „Sor-
ten“,  „Baumschnitt“,  „Baum-
krankheiten  und  Schädlings-

befall“, „Streuobstwiesen als Heimat für bedroh-
te Arten“  sowie  „Veranstaltungen rund um die
Streuobstwiese“. 
Das Handbuch ist  wetterfest  und bietet  durch
die Ringbuchheftung Platz für eigene Ergänzun-
gen. Es ist in limitierter Stückzahl hier erhältlich. 

A 20 – BUND enttäuscht über Urteil
Das BVerwG hat  die  Klagen
gegen den Planfeststellungs-
beschluss  für  den  Neubau
der Bundesautobahn A 20 im
Abschnitt Drochtersen bis zur
Landesgrenze mit Schleswig-

Holstein vom 30. März 2015 abgewiesen. 

EuGH sorgt für mehr Transparenz
Ganz  wichtiges  Urteil  des
EuGH! Bisher  verweigerten
Behörden eine Auskunft über
die Auswirkungen von Glypho-
sat  auf  die  Umwelt,  weil  sie
Geheimnisse  des  Herstellers
seien.  Zu  Unrecht,  hat  der
EuGH entschieden. 

Ein wichtiger  Erfolg für  mehr  Transparenz,
dessen  Tragweite  noch  nicht  abgeschätzt
werden kann! 

Schon mehr als 570.000 Mitglieder...
… und Unterstützer hat der
BUND aktuell. Natur und Um-
welt  brauchen  Sie!  Nur  als
große,  starke  Gemeinschaft

schaffen wir es, der Natur in Politik, Gesellschaft
und Wirtschaft eine Stimme zu verleihen. 
Werden Sie deshalb Mitglied beim BUND!
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Ökotipp
Vögel (wenn überhaupt) maßvoll füttern 
Eine  geschlossene  Schneedecke  und  Frost
machen den Vögeln die Futtersuche schwer.
Über 15 Millionen Euro geben die Deutschen
darum  jährlich  für  Körnerfutter  oder  Meisen-
kugeln aus. 
In jüngster Zeit häufen sich populäre Ratschlä-
ge, wonach Vögel möglichst ganzjährig gefüt-
tert  werden  sollten.  Der  BUND  erwartet  da-
durch mehr Schaden als Nutzen.
Nachhaltiger  helfen  Sie  Vögeln,  wenn Sie
im Herbst Gartenstauden stehen lassen, hei-
mische  Gehölze  pflanzen  und  Kompost-
oder Laubhaufen anlegen. So schaffen Sie
Nischen für Insekten, die auf dem Speise-
plan von Zaunkönig oder Rotkehlchen ste-
hen. 
Weitere Hinweise finden Sie im Ökotipp!

https://www.bund.net/
http://www.bund-bawue.de/oekotipps/haushalt/bauen-und-renovieren/
http://www.agrarheute.com/news/klage-wegen-nitratrichtlinie-deutschland-beim-duengerecht-liefern?utm_source=agrarheute&utm_medium=Newsletter&utm_campaign=ah-newsalarm&utm_content=2016-11-07
https://www.tagesschau.de/inland/klage-gegen-deutschland-wegen-nitrat-verseuchung-101.html
https://www.zdf.de/politik/frontal-21/gewaesserverschmutzung-durch-nitrat-eu-verklagt-deutschland-100.html
https://www.bund.net/bund-tipps/detail-tipps/tip/voegel-wenn-ueberhaupt-massvoll-fuettern/
http://www.bund-niedersachsen.de/index.php?id=48576
http://www.bund-niedersachsen.de/nc/presse/pressemitteilungen/detail/artikel/bund-enttaeuscht-ueber-die-abweisung-der-klage-zur-a-20-bundesverwaltungsgericht-hilft-beklagten-d/?tx_ttnews[backPid]=5911&cHash=91257c011a1a7ba926210095ab7c14b7



 
Koordinationskreis der Initiativen und Umweltverbände gegen die A20 (A22) 


Koordinationskreis der Initiativen und Umweltverbände gegen die A 20  (A 22)  www.A22-nie.de 


Pressesprecher: Uwe Schmidt (V.i.S.d.P.) • Frelsdorfer Str. 7 • 27432 Hipstedt • Tel.: 04768-304 • mobil: 0170-3330198 • E-Mail uwe.schmidt@a22-nie.de  


Mehr als 10.000 Menschen zwischen Westerstede und Drochtersen haben sich bisher mit ihrer Unterschrift gegen die Planung der A 20 (A 22) ausgesprochen. 
Der Koordinationskreis versteht sich als ihre Vertretung und engagiert sich seit über 10 Jahren ehrenamtlich für das Gemeinwohl. Er setzt sich konstruktiv für eine 
nachhaltige Mobilität und für den Erhalt des unzerschnittenen ländlichen Raumes ein. 


Presseinformation vom 10. November 2016: 
 
 


Klarstellung: Elbquerung darf noch nicht gebaut werden 
 
Stellungnahme des Koordinationskreises der Initiativen gegen die A 20 zum heutigen 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Elbquerung 
 


Die A 20-Gegner üben scharfe Kritik am Zustandekommen des Urteils, welches das 
Bundesverwaltungsgericht zur geplanten A-20-Elbquerung gesprochen hat. Dieses Urteil 
wurde nur möglich, weil das Gericht der Straßenbaubehörde erlaubte, vorliegende 
gravierende Planungsmängel während des laufenden Gerichtsverfahrens  durch 
Ergänzungen und Zugeständnisse aus dem Weg zu räumen. Die Beschwerde des klagenden 
BUND Niedersachsen war vollkommen berechtigt und hätte ohne die Hilfestellung, die das 
Gericht der Straßenbaubehörde gegeben hat, auch zu einem Erfolg der Klage geführt. Das 
betrifft sowohl die unrechtmäßige Abschnittsbildung in zwei Tunnelhälften als auch 
wasserrechtliche Probleme. 


Niedersachsens Verkehrsminister Olaf Lies liegt mit seiner Einschätzung, dass der 
Planungsablauf für die Küstenautobahn A 20 durch das Gerichtsurteil nicht verzögert werde, 
vollkommen daneben: Das Gericht hat festgelegt, dass mit dem Bau des Elbtunnels erst 
begonnen werden darf, wenn für die anschließenden Abschnitte vollziehbare, nicht mehr 
beklagbare Planfeststellungsbeschlüsse vorliegen. 


Bisher fehlen für die angrenzenden Abschnitte jedoch alle Planfeststellungsbeschlüsse. Für 
den entscheidenden Abschnitt 7 von Drochtersen bis Bremervörde wurde noch nicht einmal 
das Planfeststellungsverfahren eingeleitet. „Trotz des Urteils bleibt es also weiterhin völlig 
fraglich, ob überhaupt bzw. wann die Elbquerung je gebaut wird“, stellt Uwe Schmidt, 
Sprecher des Koordinationskreises, klar. 


„Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zementiert eine rückwärtsgerichtete 
Verkehrsplanung, die am Infrastrukturbedarf der Zukunft vollständig vorbeiführt“, konstatiert 
Schmidt. Die A 20 ist das umweltschädlichste Straßenprojekt des gesamten 
Bundesverkehrswegeplans. Auch mit dem Urteil zum Elbtunnel ist das letzte Wort über diese 
Autobahn bei weitem nicht gesprochen. 
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BUND enttäuscht über die Abweisung der Klage zur A 20 
Bundesverwaltungsgericht hilft Beklagten durch gezielte Hinweise 


Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat heute die Klagen gegen den Planfeststel-
lungsbeschluss der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr für den 
Neubau der Bundesautobahn A 20 im Abschnitt Drochtersen bis zur Landesgrenze mit 
Schleswig-Holstein vom 30. März 2015 abgewiesen. „Der BUND ist über die Abweisung 
der Klage sehr enttäuscht“, so Dr. Marita Wudtke vom BUND Niedersachsen. Erneut hat es 
sich im Streitfall als Problem für die Effektivität der Vereinsklagen in Deutschland 
erwiesen, dass ursprünglich berechtigte Einwände der Kläger noch in den mündlichen 
Verhandlungen durch Planergänzungen und Protokollerklärungen der Beklagten ohne eine 
weitere Öffentlichkeitsbeteiligung „in letzter Sekunde“ geheilt werden können. „Dadurch 
entsteht in der Öffentlichkeit häufig der fehlerhafte Eindruck, die Kritikpunkte der Kläger 
seien unberechtigt gewesen“, bemängelt Wudtke.  


Im Streitfall stand das Problem im Fokus, ob die Aufteilung der Umweltverträglichkeits-
prüfung auf die zwei Hälften des nur gemeinsam zu errichtenden und funktionierenden 
Tunnels fehlerhaft und insbesondere die Beurteilung der wasserrechtlichen Probleme 
rechtswidrig war. Insoweit hat die Beklagte die Kritikpunkte des BUND und die in der 
mündlichen Verhandlung offenbar gewordenen Risiken durch eine vom Gericht angeregte 
Prozesserklärung zu heilen versucht. Der dabei eingeschlagene Weg war nun aus Sicht der 
Richter noch ausreichend.  


Der BUND wird die noch ausstehende schriftliche Begründung des Urteils insbesondere in 
diesem Punkt sehr kritisch prüfen und dann über das weitere Vorgehen entscheiden.  


 
Rückfragen zum Thema an: 


Dr. Marita Wudtke 
Verkehrsexpertin, BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 – 18, marita.wudtke@nds.bund.net 
 


Pressekontakt: 


Dr. Tonja Mannstedt 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, BUND Landesverband Niedersachsen 
Tel. (0511) 965 69 – 31, tonja.mannstedt@nds.bund.net  
 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und 
Förderern der größte Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000 Mitglieder und Förderer. Der Verein 
ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende gesellschaftliche Kraft für eine 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und friedfertigen Welt. 
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http://www.zeit.de/wissen/umwelt/2016-11/glyphosat-urteil-eugh-pestizide-gefahren-auskunft-recht
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Presse und Information 


 Gerichtshof der Europäischen Union 


PRESSEMITTEILUNG Nr. 128/16 


Luxemburg, den 23. November 2016 


Urteile in den Rechtssachen C-673/13 P, Kommission / Stichting 
Greenpeace Nederland und PAN Europe, sowie C-442/14, Bayer 


CropScience und Stichting De Bijenstichting / College voor de toelating van 
gewasbeschermingmiddelen en biociden 


 


 


Beantragt eine Person Zugang zu Dokumenten in Umweltangelegenheiten, erfasst 
der Begriff „Informationen über Emissionen in die Umwelt“ u. a. Informationen über 
Art und Auswirkungen der Freisetzung eines Pestizids in die Luft, das Wasser, den 


Boden oder auf Pflanzen  


Der Schutz des Geschäfts- und Betriebsgeheimnisses kann der Offenlegung solcher Informationen 
nicht entgegengehalten werden 


Der Gerichtshof ist mit zwei Rechtssachen befasst worden, bei denen es – wenn auch bei 
unterschiedlichen Sachverhalten – im Wesentlichen um das Recht auf Zugang zu Dokumenten in 
Umweltangelegenheiten geht. 


In der Rechtssache C-673/13 P stellten die Vereinigungen Stichting Greenpeace Nederland und 
Pesticide Action Network Europe (PAN Europe) auf der Grundlage einer Unionsverordnung1 bei 
der Kommission einen Antrag auf Zugang zu mehreren Dokumenten, die die Erstgenehmigung für 
das Inverkehrbringen von Glyphosat, einem der weltweit am häufigsten verwendeten Herbizide zur 
landwirtschaftlichen Unkrautbekämpfung und zur Pflege städtischer Grünanlagen, betrafen. Die 
Kommission gewährte Zugang zu diesen Dokumenten, mit Ausnahme eines Teils des von 
Deutschland erstellten Entwurfs des Bewertungsberichts. Die Kommission begründete ihre 
Weigerung damit, dass das fragliche Dokument vertrauliche Informationen über die Rechte des 
geistigen Eigentums der Antragsteller für die Zulassung von Glyphosat enthalte, und zwar u. a. die 
genaue chemische Zusammensetzung dieses Stoffes und Informationen über das Verfahren zu 
seiner Herstellung sowie über Verunreinigungen und Zusammensetzung der Endprodukte. 


Die beiden Vereinigungen erhoben beim Gericht der Europäischen Union Klage auf 
Nichtigerklärung dieser Ablehnungsentscheidung der Kommission. Mit Urteil vom 8. Oktober 20132 
gab das Gericht dieser Klage statt. Nach Auffassung des Gerichts enthielten bestimmte Teile des 
streitigen Dokuments3 Informationen, die Bezug zu Emissionen in die Umwelt hätten. Die 
Kommission hätte den Vereinigungen deshalb Zugang zu diesen Teilen geben müssen und sich 
nicht auf den Schutz der Vertraulichkeit von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen berufen dürfen. 
Die Kommission ist mit diesem Urteil unzufrieden und hat beim Gerichtshof seine Aufhebung 
beantragt. 


In der Rechtssache C-442/14 beantragte die Bijenstichting, eine niederländische Stiftung zum 
Schutz der Bienen, bei der für die Erteilung von Genehmigungen für das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und Biozid-Produkten zuständigen niederländischen Behörde (College voor 


                                                 
1
 Verordnung (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 über die 


Anwendung der Bestimmungen des Übereinkommens von Århus über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf 
Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft (ABl. 2006, L 264, S. 13). 
2
 Urteil des Gerichts vom 8. Oktober 2013, Stichting Greenpeace Nederland und PAN Europe/Kommission (T-545/11). 


3
 Es handelt sich um Teile des Dokuments, die 1. Informationen über die Identität und Menge der in Glyphosat 


enthaltenen Verunreinigungen, 2. Daten in Bezug auf die in den verschiedenen Chargen vorhandenen Verunreinigungen 
(einschließlich der Mindestmenge, der mittleren Menge und der Höchstmenge jeder dieser Verunreinigungen) und 
3. Informationen über die Zusammensetzung der von den verschiedenen betroffenen Unternehmen entwickelten 
Pflanzenschutzmittel enthalten. 



http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=T-545/11
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de toelating van gewasbeschermingsmiddelen en biociden, CTB) die Bekanntgabe von 84 
Dokumenten, die die von dieser Behörde erteilten Genehmigungen für das Inverkehrbringen 
bestimmter Pflanzenschutzmittel und Biozidprodukte betrafen. Die Gesellschaft Bayer, Inhaberin 
einer großen Zahl dieser Zulassungen, widersprach dieser Offenlegung, weil diese das 
Urheberrecht und die Vertraulichkeit von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen verletze. 


Im Jahr 2013 genehmigte das CTB die Offenlegung von 35 der 84 beantragten Dokumente mit der 
Begründung, dass sie Informationen über Emissionen in die Umwelt enthielten4, und dies obwohl 
diese Offenlegung den Schutz der Vertraulichkeit von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
beeinträchtigen könne. Nach einer Unionsrichtlinie5 dürfe der Schutz des Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisses der Offenlegung solcher Informationen nämlich nicht entgegengehalten 
werden. 


Sowohl die Bijenstichting als auch Bayer fochten die Entscheidung des CTB vor den 
niederländischen Gerichten an. Diese befassten daraufhin den Gerichtshof mit mehreren 
Vorlagefragen, die insbesondere darauf abzielen, zu bestimmen, ob die von der Bijenstichting 
beantragten Informationen unter den Begriff „Informationen über Emissionen in die Umwelt“ im 
Sinne dieser Richtlinie fallen, so dass sie offengelegt werden müssten, ohne dass sich Bayer dem 
mit der Begründung widersetzen könnte, dass diese Offenlegung die Gefahr einer Verletzung der 
Vertraulichkeit von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen mit sich brächte. 


Mit zwei Urteilen vom heutigen Tag stellt der Gerichtshof klar, was unter „Emissionen in die 
Umwelt“ und „Informationen über Emissionen in die Umwelt“ bzw. „Informationen, die 
Emissionen in die Umwelt betreffen“6 im Sinne der in der Rechtssache C-673/13 P 
anwendbaren Verordnung und der in der Rechtssache C-442/14 anwendbaren Richtlinie zu 
verstehen ist. 


In beiden Urteilen stellt der Gerichtshof zunächst fest, dass der Begriff „Emissionen in die 
Umwelt“ u. a. das Freisetzen von Produkten oder Stoffen wie Pflanzenschutzmitteln oder 
Biozid-Produkten und von in diesen Produkten enthaltenen Wirkstoffen in die Umwelt 
erfasst, sofern dieses Freisetzen unter normalen oder realistischen Bedingungen der 
Anwendung des Produkts oder des Stoffes tatsächlich stattfindet oder vorhersehbar ist.  


Daher ist dieser Begriff insbesondere weder von den Begriffen „Freisetzen“ und „Ableitung“ 
zu unterscheiden noch auf Emissionen aus Industrieanlagen (wie beispielsweise Fabriken 
oder Kraftwerke) zu begrenzen, sondern erfasst auch Emissionen aufgrund der Absprühung 
eines Produkts – wie eines Pflanzenschutzmittels oder Biozidprodukts – in die Luft oder 
seiner Anwendung auf Pflanzen, im Wasser oder auf dem Boden. Solche Beschränkungen 
verstießen nämlich gegen das mit der Verordnung und der Richtlinie verfolgte Ziel einer möglichst 
umfassenden Verbreitung von Umweltinformationen. 


Der Gerichtshof bestätigt auch, dass die Verordnung und die Richtlinie nicht nur Informationen 
erfassen, die einen Bezug zu tatsächlichen Emissionen haben, d. h. Emissionen, die bei der 
Anwendung des Pflanzenschutzmittels oder Biozidprodukts auf Pflanzen oder im Boden 
tatsächlich freigesetzt werden, sondern auch Informationen in Bezug auf vorhersehbare 
Emissionen dieses Produkts in die Umwelt. Dagegen sind Informationen über rein 
hypothetische Emissionen, wie beispielsweise Daten aus Versuchen, mit denen die 
Auswirkungen der Anwendung einer Dosis des Produkts oder Stoffes, die deutlich höher als die 
höchste Dosis ist, für die die Genehmigung für das Inverkehrbringen erteilt wird und die in der 
Praxis angewendet wird, vom Begriff Informationen über Emissionen in die Umwelt nicht erfasst. 


                                                 
4
 Diese Dokumente enthielten insbesondere Laboruntersuchungen über die Auswirkungen des Wirkstoffs Imidacloprid 


auf Bienen und Semi-Feldstudien zur Messung der Rückstände der Pflanzenschutzmittel und der Biozid-Produkte sowie 
ihrer Wirkstoffe, die nach der Verwendung dieser Produkte in der Luft oder im Boden, im Saatgut, in den Blättern, im 
Pollen oder im Nektar der behandelten Pflanze sowie im Honig und auf den Bienen vorhanden sind. 
5
 Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der 


Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates (ABl. 2003, L 41, S. 26). 
6
 „Betreffen“ in der Verordnung Nr. 1367/2006, „über“ in der Richtlinie 2003/4; die beiden Begriffe entsprechen einander.  
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Der Gerichtshof stellt zudem klar, dass der Begriff „Informationen, die Emissionen in die Umwelt 
betreffen/über Emissionen in die Umwelt“ dahin auszulegen ist, dass er nicht nur die 
Informationen über die Emissionen als solche erfasst (d. h. Angaben über Art, 
Zusammensetzung, Menge, Zeitpunkt und Ort der Emissionen), sondern auch die Informationen, 
die es der Öffentlichkeit ermöglichen, nachzuprüfen, ob die Bewertung der tatsächlichen 
oder vorhersehbaren Emissionen, auf deren Grundlage die zuständige Behörde das fragliche 
Produkt oder den fraglichen Stoff zugelassen hat, und der Daten über die mehr oder weniger 
langfristigen Auswirkungen dieser Emissionen auf die Umwelt zutreffend ist. Insbesondere 
erfasst diese Wendung Informationen über die Rückstände in der Umwelt nach der Anwendung 
des betreffenden Produkts und Studien zur Messung der Stoffdrift bei dieser Anwendung, 
unabhängig davon, ob diese Daten aus (Semi-)Feldstudien, aus Laboruntersuchungen oder aus 
Translokationsstudien stammen. 


In der Rechtssache C-673/13 P hebt der Gerichtshof gleichwohl das Urteil des Gerichts auf, 
weil das Gericht befunden hat, dass eine Information schon dann unter die Verordnung falle, wenn 
sie einen „hinreichend unmittelbaren“ Bezug zu Emissionen in die Umwelt aufweise. Der 
Gerichtshof weist darauf hin, dass sich die Verordnung auf Informationen bezieht, die 
Emissionen in die Umwelt betreffen, d. h. Informationen, die solche Emissionen betreffen oder 
Informationen über solche Emissionen darstellen, nicht aber Informationen, die irgendeinen 
unmittelbaren oder mittelbaren Bezug zu Emissionen in die Umwelt aufweisen. Der 
Gerichtshof verweist daher die Sache an das Gericht zurück, damit dieses prüft, ob die streitigen 
Informationen tatsächlich Emissionen in die Umwelt betreffen, und gegebenenfalls über das im 
Rahmen seines Urteils nicht geprüfte Vorbringen der Parteien entscheidet. 


 


 
HINWEIS: Beim Gerichtshof kann ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel gegen ein Urteil oder 
einen Beschluss des Gerichts eingelegt werden. Das Rechtsmittel hat grundsätzlich keine aufschiebende 
Wirkung. Ist das Rechtsmittel zulässig und begründet, hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Gerichts 
auf. Ist die Rechtssache zur Entscheidung reif, kann der Gerichtshof den Rechtsstreit selbst entscheiden. 
Andernfalls verweist er die Rechtssache an das Gericht zurück, das an die Rechtsmittelentscheidung des 
Gerichtshofs gebunden ist. 


 
HINWEIS: Im Wege eines Vorabentscheidungsersuchens können die Gerichte der Mitgliedstaaten in einem 
bei ihnen anhängigen Rechtsstreit dem Gerichtshof Fragen nach der Auslegung des Unionsrechts oder nach 
der Gültigkeit einer Handlung der Union vorlegen. Der Gerichtshof entscheidet nicht über den nationalen 
Rechtsstreit. Es ist Sache des nationalen Gerichts, über die Rechtssache im Einklang mit der Entscheidung 
des Gerichtshofs zu entscheiden. Diese Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere 
nationale Gerichte, die mit einem ähnlichen Problem befasst werden. 
 


 


Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 


Der Volltext der Urteile C-673/13 P und C-442/14 wird am Tag der Verkündung auf der Curia-Website 
veröffentlicht.  


Pressekontakt: Hartmut Ost  (+352) 4303 3255 


Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über  
„Europe by Satellite“  (+32) 2 2964106 


 


 



http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-673/13

http://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-442/14

http://ec.europa.eu/avservices/ebs/schedule.cfm?page=1
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https://www.bund.net/jetzt-unterstuetzen/mitglied-werden/



BUND Kreisgruppe Rotenburg


Manfred Radtke


Am Kamp 31


27356 Rotenburg


BUND-Mitgliedschaft


Ich / Wir möchte/n Mitglied/er beim Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) zu 
folgendem Jahresbeitrag (die Mitgliedschaft im Landesverband ist im Jahresbeitrag enthalten) werden:


Einzelmitglied; mindestens 50 Euro Reduzierter Beitrag für Erwerbslose, 
Kleinrentner, Alleinerziehende; mindestens


16 Euro


Familien (inklusive Kinder bis 27 
Jahren); mindestens


65 Euro Firmenmitgliedschaft; mindestens 130 Euro


Schüler, Azubis, Studenten; 
mindestens


16 Euro Mitgliedschaft auf Lebenszeit (einmalig); 
mindestens


1.500 Euro


Wir möchten die bisherige Einzelmitgliedschaft in eine Familienmitgliedschaft umwandeln.


Wir haben bereits eine Familienmitgliedschaft und melden hiermit unseren Nachwuchs an.


Abweichend von oben wähle ich / wählen wir folgenden Beitrag: Euro


Name Vorname Geburtsdatum


Straße, Hausnummer


PLZ, Wohnort Telefon


E-Mail


Bei Familienmitgliedschaft: Name der Partnerin/des Partners geboren am


Name des Kindes/der Kinder (ggf. auf beigelegtem Blatt) geboren am


Ich bin damit einverstanden, dass der Mitgliedsbeitrag von meinem Konto abgebucht wird:


Konto-Nr. BLZ Geldinstitut, Ort


Diese Ermächtigung erlischt durch Widerruf oder mit meinem Austritt aus dem BUND.


Datum Unterschrift


Hinweis: Die Daten werden elektronisch erfasst und bearbeitet. Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes werden eingehalten. 
Mitgliedsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben.


Bitte unterschrieben einsenden an: 
BUND KG Rotenburg,


Manfred Radtke, Am Kamp 31, 27356 Rotenburg


Tel.: 04261/69 67


bund.rotenburg@bund.netE-Mail:





		BUND-Mitgliedschaft
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Eingangsdatum : 31/10/2016
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Commission européenne/Europese Commissie, 1049 Bruxelles/Brussel, BELGIQUE/BELGIË - Tel. +32 22991111 
 


 


EUROPÄISCHE KOMMISSION 
 
 
 


Juristischer Dienst 
 


Brüssel, 27. Oktober 2016 
Sj.h(2016)6348206 


 


AN DEN PRÄSIDENTEN UND DIE MITGLIEDER DES  


GERICHTSHOFS DER EUROPÄISCHEN UNION 


 


KLAGE 


 


Gemäß Art. 258 AEUV eingereicht von  


der Europäischen Kommission, vertreten durch Herrn Christoph HERMES und Herrn 


Emmanuel MANHAEVE, Mitglieder des Juristischen Dienstes der Kommission, als 


Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift in Brüssel: Juristischer Dienst, Greffe contentieux, 


BERL 1/169, 200 rue de la Loi, 1049 Brüssel – der Zustellung aller Verfahrensschriftstücke 


über e-Curia wird zugestimmt – , 


 


- Klägerin - 


gegen 


 


die Bundesrepublik Deutschland 


- Beklagte - 


 


 


 


wegen Verletzung von Art. 5 Abs. 5 und 7 in Verbindung mit den Anhängen II und III der 


Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor 


Verunreinigungen durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen. 
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I. EINLEITUNG 


1. Diese Klage betrifft mehrere rechtliche Mängel der Maßnahmen, die die Bundesrepublik 


Deutschland zur Umsetzung der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 


1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus 


landwirtschaftlichen Quellen
1
 (im Folgenden: die Richtlinie) ergriffen hat. Die Richtlinie 


ist von großer Bedeutung für die Wasserqualität in der Europäischen Union.
2
 Sie hat zum 


Ziel, die durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen verursachte oder ausgelöste 


Gewässerverunreinigung zu verringern und weiterer Gewässerverunreinigung dieser Art 


vorzubeugen. Hierzu müssen die Mitgliedstaaten Aktionsprogramme für als gefährdet 


ausgewiesene Gebiete oder, wozu sich die Bundesrepublik Deutschland entschieden hat, 


für ihr gesamtes Hoheitsgebiet festlegen. Die Aktionsprogramme müssen den 


inhaltlichen Anforderungen der Richtlinie entsprechen. 


2. Der von der Bundesrepublik Deutschland im Juli 2012 übermittelte Bericht gemäß der 


Richtlinie zeigte auf, dass sich die Wasserqualität in Deutschland während des 


Berichtszeitraums 2008-2011 im Vergleich zum vorherigen Berichtszeitraum nicht 


verbessert hatte. Hiermit wurde deutlich, dass die Maßnahmen des deutschen 


Aktionsprograms zur Verwirklichung der Ziele der Richtlinie nicht ausreichen. 


3. Die Bundesrepublik Deutschland war deshalb gemäß Artikel 5 Abs. 5 und Abs. 7 der 


Richtlinie verpflichtet, in ihr Aktionsprogramm zusätzliche Maßnahmen oder verstärkte 


Aktionen aufzunehmen, und das Aktionsprogramm jedenfalls insoweit fortzuschreiben, 


als dieses in mehrerer Hinsicht nicht den inhaltlichen Anforderungen der Richtlinie 


entsprach. Dies ist bislang nicht geschehen. 


4. Die Kommission möchte betonen, dass die vorliegende Klage ausschließlich das 


geltende deutsche Aktionsprogramm, also im Wesentlichen die Düngeverordnung aus 


dem Jahre 2006 und einige landesrechtliche Vorschriften, betrifft. Auf die geplante 


Novellierung der Düngeverordnung wird nur insofern eingegangen, als die deutsche 


Regierung während des Vorverfahrens mit den Hinweis auf verschiedene mögliche 


künftige Regeln implizit anerkannt hat, dass geltende Regeln in mehrfacher Hinsicht 


nicht den Anforderungen der Richtlinie genügen. 


                                                 
1
  ABl. L 375, 31.12.1991, S. 1. 


2
  Schlussanträge der Generalanwältin Kokott, Kommisssion/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:14, Rn. 


1. 
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II. RECHTLICHER RAHMEN 


Unionsrecht 


5. Gemäß dem elften Erwägungsgrund der Richtlinie sollten die Aktionsprogramme 


"Maßnahmen umfassen, mit denen das Ausbringen jeglicher Art von stickstoffhaltigen 


Düngemitteln auf landwirtschaftlichen Flächen begrenzt und insbesondere spezifische 


Grenzwerte für das Ausbringen von Dung festgelegt werden". 


6. Die Richtlinie hat gemäß ihrem Art. 1 zum Ziel, "die durch Nitrat aus 


landwirtschaftlichen Quellen verursachte oder ausgelöste Gewässerverunreinigung zu 


verringern und weiterer Gewässerverunreinigung dieser Art vorzubeugen". 


7. Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie bestimmt: 


"Um für alle Gewässer einen allgemeinen Schutz vor Verunreinigung zu gewährleisten, 


treffen die Mitgliedstaaten binnen zwei Jahren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie 


folgende Maßnahmen: 


a)  Sie stellen Regeln der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft auf, die von den 


Landwirten auf freiwilliger Basis anzuwenden sind und Bestimmungen enthalten sollten, 


welche mindestens die in Anhang II Punkt A enthaltenen Punkte umfassen; …" 


8. Art. 5 der Richtlinie sieht vor: 


"(1)  Zur Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele legen die Mitgliedstaaten 


innerhalb von zwei Jahren nach der ersten Ausweisung der gefährdeten Gebiete nach 


Artikel 3 Absatz 2 oder innerhalb eines Jahres nach jeder ergänzenden Ausweisung nach 


Artikel 3 Absatz 4 Aktionsprogramme für die als gefährdet ausgewiesenen Gebiete fest. 


(2)  Ein Aktionsprogramm kann sich auf alle gefährdeten Gebiete im Gebiet eines 


Mitgliedstaates erstrecken, oder es können verschiedene Programme für verschiedene 


gefährdete Gebiete oder Teilgebiete festgelegt werden, wenn der Mitgliedstaat dies für 


angebracht hält. 


(3)  In den Aktionsprogrammen werden berücksichtigt: 


a) die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten, insbesondere über die 


jeweiligen Stickstoffeinträge aus landwirtschaftlichen und anderen Quellen; 


b) die Umweltbedingungen in den jeweiligen Regionen des Mitgliedstaates. 


(4)  Die Aktionsprogramme werden innerhalb von vier Jahren nach Aufstellung 


durchgeführt und enthalten folgende verbindlich vorgeschriebene Maßnahmen: 


a) die Maßnahmen nach Anhang III; 


b) Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten in den Regeln der guten fachlichen Praxis in der 


Landwirtschaft nach Maßgabe von Artikel 4 vorgeschrieben haben, ausgenommen 


diejenigen, die durch die Maßnahmen nach Anhang III ersetzt wurden. 


(5)  Die Mitgliedstaaten treffen darüber hinaus im Rahmen der Aktionsprogramme die 


zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkten Aktionen, die sie für erforderlich halten, wenn 


von Anfang an oder anhand der Erfahrungen bei der Durchführung der 


Aktionsprogramme deutlich wird, daß die Maßnahmen nach Absatz 4 zur Verwirklichung 


der in Artikel 1 genannten Ziele nicht ausreichen. Bei der Wahl dieser Maßnahmen oder 
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Aktionen tragen die Mitgliedstaaten deren Wirksamkeit und den damit verbundenen 


Kosten im Vergleich zu anderen möglichen Vorbeugungsmaßnahmen Rechnung. 


(6)  Die Mitgliedstaaten sorgen für die Aufstellung und Durchführung geeigneter 


Überwachungsprogramme, damit die Wirksamkeit der in diesem Artikel vorgesehenen 


Aktionsprogramme beurteilt werden kann. 


Die Mitgliedstaaten, die Artikel 5 in ihrem gesamten Gebiet anwenden, überwachen den 


Nitratgehalt der Gewässer (Oberflächengewässer und Grundwasser) an ausgewählten 


Meßstellen, an denen der Grad der Nitratverunreinigung der Gewässer aus 


landwirtschaftlichen Quellen festgestellt werden kann. 


(7)  Mindestens alle vier Jahre überprüfen die Mitgliedstaaten ihre Aktionsprogramme 


und schreiben sie, falls erforderlich, einschließlich zusätzlicher Maßnahmen nach Artikel 


5 fort. Sie unterrichten die Kommission von allen Änderungen der Aktionsprogramme." 


9. Art. 10 der Richtlinie bestimmt: 


"(1)  Die Mitgliedstaaten legen der Kommission für den Vierjahreszeitraum nach 


Bekanntgabe dieser Richtlinie und für jeden darauffolgenden Vierjahreszeitraum einen 


Bericht mit den in Anhang V beschriebenen Informationen vor. 


(2)  Ein Bericht nach diesem Artikel wird der Kommission binnen sechs Monaten nach 


Ende des Zeitraums vorgelegt, auf den er sich bezieht." 


10. Anhang II („Regeln der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft“) Punkt A der 


Richtlinie lautet:  


"Die Regeln der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft, mit denen die 


Verringerung der Nitratverunreinigung erreicht werden soll und die die Verhältnisse in 


den verschiedenen Regionen der Gemeinschaft berücksichtigen, sollten Bestimmungen zu 


folgenden Punkten enthalten, soweit diese von Belang sind: 


1. Zeiträume, in denen Düngemittel nicht auf landwirtschaftlichen Flächen ausgebracht 


werden sollten; 


2. Ausbringen von Düngemitteln auf stark geneigten landwirtschaftlichen Flächen; 


3. Ausbringen von Düngemitteln auf wassergesättigten, überschwemmten, gefrorenen 


oder schneebedeckten Böden; 


4. Bedingungen für das Ausbringen von Düngemitteln auf landwirtschaftlichen Flächen 


in der Nähe von Wasserläufen; 


5. Fassungsvermögen und Bauweise von Behältern zur Lagerung von Dung, 


einschließlich Maßnahmen zur Verhinderung von Gewässerverunreinigungen durch 


Einleiten und Versickern von dunghaltigen Flüssigkeiten und von gelagertem 


Pflanzenmaterial wie z.B. Silagesickersäften in das Grundwasser und in 


Oberflächengewässer; 


6. Verfahren für das Ausbringen auf landwirtschaftlichen Flächen — einschließlich der 


Häufigkeit und Gleichmäßigkeit des Ausbringens — von sowohl Mineraldünger als auch 


Dung, bei denen die Nährstoffverluste in die Gewässer auf ein annehmbares Maß 


beschränkt bleiben." 


11. Anhang III („Maßnahmen, die in die Aktionsprogramme nach Artikel 5 Absatz 4 


Buchstabe a aufzunehmen sind“) der Richtlinie bestimmt: 
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"1. Diese Maßnahmen umfassen Vorschriften betreffend: 


1. die Zeiträume, in denen das Ausbringen bestimmter Arten von Düngemitteln auf 


landwirtschaftlichen Flächen verboten ist; 


2. das Fassungsvermögen von Behältern zur Lagerung von Dung; dieses muß größer 


sein als die erforderliche Kapazität für die Lagerung von Dung während des längsten 


Zeitraums, in dem das Ausbringen von Dung auf landwirtschaftlichen Flächen in den 


gefährdeten Gebieten verboten ist, es sei denn, der zuständigen Behörde gegenüber 


kann nachgewiesen werden, daß die das gegebene Fassungsvermögen übersteigende 


Menge umweltgerecht entsorgt wird; 


3. Begrenzung des Ausbringens von Düngemitteln auf landwirtschaftliche Flächen 


entsprechend den Regeln der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft unter 


Berücksichtigung der besonderen Merkmale des betroffenen gefährdeten Gebiets, 


insbesondere von 


a) Bodenbeschaffenheit, Bodenart und Bodenneigung; 


b) klimatischen Verhältnissen, Niederschlägen und Bewässerung; 


c) Bodennutzung und Bewirtschaftungspraxis, einschließlich Fruchtfolgen, 


ausgerichtet auf ein Gleichgewicht zwischen 


i) dem voraussichtlichen Stickstoffbedarf der Pflanzen und 


ii) der Stickstoffversorgung der Pflanzen aus dem Boden und aus der Düngung, und 


zwar aus 


— der im Boden vorhandenen Stickstoffmenge zu dem Zeitpunkt, zu dem die Pflanzen 


anfangen, den Stickstoff in signifikantem Umfang aufzunehmen (Reste am Ende des 


Winters); 


— der Stickstoffnachlieferung aus der Nettomineralisation der organisch gebundenen 


Stickstoffvorräte im Boden; 


— den Einträgen von Stickstoffverbindungen aus Dung; 


— den Einträgen von Stickstoffverbindungen aus Mineraldünger und anderen 


Düngemitteln. 


2. Mit diesen Maßnahmen wird sichergestellt, daß bei jedem Ackerbau- oder 


Tierhaltungsbetrieb die auf den Boden ausgebrachte Dungmenge, einschließlich des von 


den Tieren selbst ausgebrachten Dungs, eine bestimmte Menge pro Jahr und Hektar 


nicht überschreitet. 


Als Höchstmenge pro Hektar gilt die Menge Dung, die 170 kg Stickstoff enthält. Jedoch 


a) können die Mitgliedstaaten für das erste Vierjahresprogramm eine Dungmenge 


zulassen, die bis zu 210 kg Stickstoff enthält; 


b) können die Mitgliedstaaten während und nach dem ersten Vierjahresprogramm 


andere als die obengenannten Mengen zulassen. Diese Mengen müssen so festgelegt 


werden, daß sie die Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele nicht beeinträchtigen; 


sie sind anhand objektiver Kriterien zu begründen, wie z.B.: 


— lange Wachstumsphasen; 


— Pflanzen mit hohem Stickstoffbedarf; 


— hoher Nettoniederschlag in dem gefährdeten Gebiet; 


— Böden mit einem außergewöhnlich hohen Denitrifikationsvermögen. 
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Lässt ein Mitgliedstaat nach Maßgabe von Unterabsatz 2 Buchstabe b eine andere 


Menge zu, so unterrichtet er davon die Kommission, die die Begründung nach dem in 


Artikel 9 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren prüft. 


3. Die Mitgliedstaaten können die Mengen gemäß Nummer 2 auf der Grundlage von 


Tierzahlen berechnen. 


4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, in welcher Weise sie die 


Bestimmungen nach Nummer 2 anwenden. Anhand der erhaltenen Informationen kann 


die Kommission, wenn sie dies für erforderlich hält, dem Rat gemäß Artikel 11 geeignete 


Vorschläge unterbreiten." 


Deutsches Recht 


12. Wesentlicher Bestandteil des deutschen Aktionsprogramms zur Umsetzung der 


Richtlinie ist die Verordnung über die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, 


Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen 


Praxis beim Düngen vom 10. Januar 2006
3
 (im Folgenden: Düngeverordnung). Diese 


findet ihre Ermächtigungsgrundlage im Düngegesetz.
4
 Neben der Düngeverordnung 


besteht das deutsche Aktionsprogramm auch aus landesrechtlichen Vorschriften. 


13. § 3 Abs. 5 der Düngeverordnung sieht vor: 


"Das Aufbringen von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und 


Pflanzenhilfsmitteln mit wesentlichen Nährstoffgehalten an Stickstoff oder Phosphat darf 


nicht erfolgen, wenn der Boden überschwemmt, wassergesättigt, gefroren oder 


durchgängig höher als fünf Zentimeter mit Schnee bedeckt ist. Abweichend von Satz 1 


dürfen Kalkdünger nach Anlage 1 Abschnitt 1 der Düngemittelverordnung mit einem 


Gehalt von weniger als 2 vom Hundert Phosphat (P(tief)2O(tief)5) auf gefrorenen Boden 


aufgebracht werden." 


14. Dabei definiert § 2 Nr. 12 der Düngeverordnung "gefrorenen Boden" als 


"Boden, der durchgängig gefroren ist und im Verlauf des Tages nicht oberflächig 


auftaut". 


15. § 3 Abs. 6 der Düngeverordnung schreibt vor: 


"Beim Aufbringen von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und 


Pflanzenhilfsstoffen mit wesentlichen Nährstoffgehalten an Stickstoff oder Phosphat ist  


1. ein direkter Eintrag von Nährstoffen in oberirdische Gewässer durch Einhaltung eines 


Abstandes von mindestens drei Metern zwischen dem Rand der durch die Streubreite 


bestimmten Ausbringungsfläche und der Böschungsoberkante des jeweiligen 


oberirdischen Gewässers zu vermeiden, 


2. dafür zu sorgen, dass kein Abschwemmen in oberirdische Gewässer erfolgt. 


Abweichend von Satz 1 Nr. 1 beträgt der Abstand mindestens einen Meter, soweit für das 


Ausbringen der Stoffe nach Satz 1 Geräte, bei denen die Streubreite der Arbeitsbreite 


entspricht oder die über eine Grenzstreueinrichtung verfügen, verwendet werden." 


                                                 
3
  Düngeverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S. 221), die zuletzt 


durch Artikel 5 Absatz 36 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist (Anlage 


1). 


4
  Düngegesetz vom 9. Januar 2009 (BGBl. I S. 54, 136), das zuletzt durch Artikel 370 der Verordnung vom 


31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist. 
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16. § 3 Abs. 7 der Düngeverordnung bestimmt: 


"Auf Ackerflächen, die innerhalb eines Abstandes von 20 Metern zur 


Böschungsoberkante eines Gewässers nach Absatz 6 eine Hangneigung von 


durchschnittlich mehr als 10 vom Hundert zu diesem Gewässer aufweisen (stark geneigte 


Flächen), dürfen innerhalb dieses Bereichs Düngemittel mit wesentlichen 


Nährstoffgehalten an Stickstoff oder Phosphat innerhalb eines Abstandes von drei 


Metern zur Böschungsoberkante nicht und im Übrigen nur wie folgt aufgebracht werden: 


1. innerhalb des Bereichs zwischen drei und zehn Metern Entfernung zur 


Böschungsoberkante nur, wenn die Düngemittel direkt in den Boden eingebracht 


werden, 


2. auf dem verbleibenden Teil der Fläche 


a) bei unbestellten Ackerflächen nur bei sofortiger Einarbeitung, 


b) auf bestellten Ackerflächen 


aa) mit Reihenkultur (Reihenabstand von 45 Zentimetern und mehr) nur bei 


entwickelter Untersaat oder bei sofortiger Einarbeitung, 


bb) ohne Reihenkultur nur bei hinreichender Bestandsentwicklung oder 


cc) nach Anwendung von Mulch- oder Direktsaatverfahren. 


Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die Aufbringung von Festmist, ausgenommen Geflügelkot. Die 


Vorgaben des Satzes 1 Nr. 2 gelten für die Aufbringung von Festmist für den gesamten 


Bereich zwischen drei und 20 Metern Entfernung zur Böschungsoberkante. Absatz 6 


bleibt unberührt." 


17. § 4 Abs. 3 und 4 der Düngeverordnung sehen vor: 


"(3) Aus Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft, auch in Mischungen, dürfen 


unbeschadet der Vorgaben nach § 3 Nährstoffe nur so ausgebracht werden, dass die 


aufgebrachte Menge an Gesamtstickstoff im Durchschnitt der landwirtschaftlich 


genutzten Flächen des Betriebes 170 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr 


nicht überschreitet. Für die Ermittlung der mit Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft 


aufgebrachten Stickstoffmenge einschließlich des Weideganges sind mindestens die 


Werte nach Anlage 5 und Anlage 6 Zeilen 6 bis 9 Spalte 2 oder 3 anzusetzen. Andere 


Werte dürfen verwendet werden bei der Haltung von Tierarten, die mit Anlage 6 nicht 


erfasst werden oder wenn der Betrieb gegenüber der nach Landesrecht zuständigen 


Stelle nachweist, dass die aufgebrachte Stickstoffmenge - insbesondere durch besondere 


Haltungs- oder Fütterungsverfahren - abweicht. Flächen, die für eine Aufbringung nach 


Absatz 4 herangezogen werden, sind vor der Berechnung des Flächendurchschnitts von 


der zu berücksichtigenden Fläche abzuziehen. 


(4) Auf Grünland und auf Feldgras dürfen Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft so 


aufgebracht werden, dass die mit ihnen aufgebrachte Menge an Gesamtstickstoff im 


Durchschnitt dieser Flächen 230 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr nicht 


überschreitet, soweit  


1. bei Grünlandnutzung dieses Grünland jährlich mit mindestens vier Schnitten oder drei 


Schnitten und Weidehaltung intensiv genutzt wird, 


2. ausschließlich Schleppschlauch, Schleppschuh, Schlitzscheibe oder andere den 


Stickstoffverlust vermindernde Verfahren eingesetzt werden, 


3. der betriebliche Nährstoffüberschuss bei Stickstoff im Vorjahr die Werte nach § 6 Abs. 


2 nicht überschritten hat, 
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4. durch die erhöhte Düngung der betriebliche Nährstoffüberschuss für Phosphat 


(P(tief)2O(tief)5) den in § 6 Abs. 2 Nr. 2 genannten Wert nicht überschreitet, 


5. der nach Landesrecht zuständigen Stelle für diese Flächen die 


Düngebedarfsermittlung nach § 3 Abs. 1 und 2 und für die drei Jahre vor Antragstellung 


die Nährstoffvergleiche nach § 5 Abs. 1 vorliegen und die nach Landesrecht zuständige 


Stelle das Aufbringen in der vorgesehenen Höhe genehmigt; die nach Landesrecht 


zuständige Stelle hat bei ihrer Entscheidung die Bewirtschaftungsziele im Sinne der §§ 


27 bis 31, 44 und 47 des Wasserhaushaltsgesetzes einzubeziehen, 


6. die tatsächlichen Voraussetzungen nach Nummer 1 sich im genehmigten Zeitraum 


nicht ändern. 


Die Genehmigung nach Satz 1 Nr. 5 ist nach jeweils einem Jahr erneut zu beantragen. 


Für die Ermittlung der mit Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft aufgebrachten 


Stickstoffmenge einschließlich des Weideganges sind mindestens die Werte nach Anlage 


5 und Anlage 6 Zeilen 6 bis 9 Spalte 2 oder 3 anzusetzen. Andere Werte dürfen 


verwendet werden bei der Haltung von Tierarten, die mit Anlage 6 nicht erfasst werden 


oder wenn der Landwirt gegenüber der zuständigen Behörde nachweist, dass die 


ausgebrachte Stickstoffmenge - insbesondere durch besondere Fütterungsverfahren - 


abweicht. In den Jahren 2006 bis 2008 kann die nach Landesrecht zuständige Stelle an 


Stelle der Nachweise nach Satz 1 Nr. 5 andere betriebliche Nachweise der Entscheidung 


zugrunde legen." 


18. § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung bestimmt: 


"Düngemittel mit wesentlichem Gehalt an verfügbarem Stickstoff, ausgenommen 


Festmist ohne Geflügelkot, dürfen zu den nachfolgend genannten Zeiten nicht 


aufgebracht werden: 


1. auf Ackerland vom 1. November bis 31. Januar, 


2. auf Grünland vom 15. November bis 31. Januar. 


Die nach Landesrecht zuständige Stelle kann für die zeitliche Begrenzung nach Satz 1 


andere Zeiten genehmigen, soweit die Dauer des Zeitraumes ohne Unterbrechung bei 


Ackerland zwölf Wochen und bei Grünland zehn Wochen nicht unterschreitet. Für die 


Genehmigung sind regionaltypische Gegebenheiten, insbesondere Witterung oder 


Beginn und Ende des Pflanzenwachstums, sowie Ziele des Boden- und des 


Gewässerschutzes heranzuziehen. Die zuständige Stelle kann dazu weitere Auflagen zur 


Ausbringung treffen und die Dauer der Genehmigung zeitlich begrenzen." 


19. § 5 der Düngeverordnung (Nährstoffvergleich) bestimmt: 


"(1) Der Betriebsinhaber hat jährlich spätestens bis zum 31. März gemäß Anlage 7 einen 


betrieblichen Nährstoffvergleich für Stickstoff und für Phosphat für das abgelaufene 


Düngejahr als  


1. Flächenbilanz oder 


2. aggregierte Schlagbilanz auf der Grundlage von Nährstoffvergleichen für jeden 


Schlag oder jede Bewirtschaftungseinheit 


zu erstellen und zu einem jährlich fortgeschriebenen mehrjährigen Nährstoffvergleich 


nach Anlage 8 zusammenzufassen. 


(…)." 


20. § 6 (Bewertung der betrieblichen Nährstoffvergleiches) sieht vor: 
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"(1) Der Betriebsinhaber hat der nach Landesrecht zuständigen Stelle die betrieblichen 


Nährstoffvergleiche nach § 5 Abs. 1 auf Anforderung vorzulegen. 


(2) Soweit der betriebliche Nährstoffvergleich nach § 5 Abs. 1  


1. für Stickstoff einen betrieblichen Nährstoffüberschuss nach Anlage 8 Zeile 10 im 


Durchschnitt der drei letzten Düngejahre 


a) in den 2006, 2007 und 2008 begonnenen Düngejahren von über 90 Kilogramm 


Stickstoff je Hektar und Jahr, 


b) in den 2007, 2008 und 2009 begonnenen Düngejahren von über 80 Kilogramm 


Stickstoff je Hektar und Jahr, 


c) in den 2008, 2009 und 2010 begonnenen Düngejahren von über 70 Kilogramm 


Stickstoff je Hektar und Jahr oder 


d) in den 2009, 2010 und 2011 und später begonnenen Düngejahren von über 60 


Kilogramm Stickstoff je Hektar und Jahr 


oder  


(…) 


nicht überschreitet, wird vermutet, dass die Anforderungen des § 3 Abs. 4 erfüllt sind. 


(…)." 


21. Regeln für das Fassungsvermögen von Behältern zur Lagerung von Dung bestehen auf 


Länderebene. Die einschlägigen Vorschriften werden unten (Rn. 80) im Rahmen der 


rechtlichen Würdigung beschrieben. 


22. Die Bundesrepublik Deutschland plant eine Änderung des Düngegesetzes und der 


Düngeverordnung. Hierzu hat die deutsche Regierung der Kommission zuletzt am 21. 


Dezember 2015 einen vom Kabinett beschlossenen Entwurf zur Änderung des 


Düngegesetzes und einen ressortabgestimmten Entwurf zur Novelle der 


Düngeverordnung übermittelt.
5
 


III. SACHVERHALT 


23. Die Kommission wies die deutschen Behörden bereits im März 2011 darauf hin, die 


Wasserqualität in Deutschland erfordere eine umfassende Revision des deutschen 


Aktionsprogramms.
6
 


24. Am 4. Juli 2012 übermittelte die deutsche Regierung der Kommission den fünften 


Bericht Deutschlands gemäß Artikel 10 der Richtlinie.
7
 Außerdem übermittelte sie der 


                                                 
5
  Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 


6
  Schreiben der Generaldirektion Umwelt vom 24. März 2011 (Anlage 3). 


7
  Mitteilung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 4. Juli 2012, 5. Bericht gemäß Artikel 10 


der Richtlinie 91/676/EWG (Anlage 4). 
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Kommission am 1. November 2012 die zugrundeliegenden digitalen Daten zur 


Wasserqualität für den Zeitraum 2008-2011. 


25. Der Bericht und die zugrundeliegenden Daten machten deutlich, dass sich die 


Wasserqualität in Deutschland im Vergleich zum vorherigen Berichtszeitraum nicht 


verbessert hatte. Wie die Analyse der übermittelten Daten durch die Kommission 


aufzeigte, lagen die Nitratkonzentrationen im Berichtszeitraum 2008-2011 an 50,3% der 


Grundwassermessstellen bei 50 mg/1 und mehr.
8
 Im vorangegangenen Berichtszeitraum 


2004-2007 betrug dieser Wert noch 50,0%.
9
 Außerdem nahmen an 40% der Messstellen 


die Nitratkonzentrationen im Grundwasser gegenüber dem Berichtszeitraum 2004-2007 


zu.
10


 In Bezug auf die Oberflächengewässer verwies der Bericht Deutschlands auf im 


Rahmen des Übereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks 


(OSPAR) angefertigte Berichte, in denen "die gesamte innere Deutsche Bucht 


einschließlich des Wattenmeers als Eutrophierungsproblemgebiet" ausgewiesen und 


schlussgefolgert wird, dass "Eutrophierung eines der größten ökologischen Probleme 


auch der deutschen Nordsee ist und das [sic] insbesondere die Stickstoffeinträge über die 


Flüsse und die Atmosphäre weiterhin zu hoch sind" .
11


 Im Hinblick auf die Ostsee 


verweist der deutsche Bericht auf Untersuchungen im Rahmen der Helsinki Konvention, 


wonach "die 9 in der deutschen AWZ [ausschließliche Wirtschaftszone] klassifizierten 


offenen Seegebiete und Küstenzonen sich in einem moderaten bis schlechten 


Eutrophierungszustand befinden". Nach dem Bericht verfehlen "von den 2008 gemäß 


WRRL [Wasserrechtsrahmenrichtlinie] bewerteten 44 deutschen Küstenwasserkörpern 


der Ostsee [] alle bis auf einen den guten ökologischen Zustand aufgrund von 


Eutrophierungseffekten". Es zeige sich, "dass die Eutrophierung eines der größten 


ökologischen Probleme auch der deutschen Ostsee ist, mit unerwünschten Wirkungen 


wie Algenmassenentwicklungen, Sauerstoffmangel, Fischsterben, Rückgang von 


Seegraswiesen und Beeinträchtigung bodenlebender Tiere".
12


 


                                                 
8
  Dies ist der nach Art. 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang I Punkt A Nr. 2 der Richtlinie relevante 


Schwellenwert. 


9
  Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen, SWD(2013) 405 final (Anlage 5), S. 43 Abb.1, das den 


Bericht der Kommission vom 4. 10. 2013 COM(2013)683 final (Anlage 5a) begleitet. 


10
  Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen, SWD(2013) 405 final (Anlage 5), S. 43 Abb. 2. 


11
  Mitteilung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 4. Juli 2012, 5. Bericht gemäß Artikel 10 


der Richtlinie 91/676/EWG (Anlage 4), Punkt 2.6.2, S. 15. 


12
  Mitteilung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland vom 4. Juli 2012, 5. Bericht gemäß Artikel 10 


der Richtlinie 91/676/EWG (Anlage 4), Punkt 2.7.2, S. 19. 
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IV. VORVERFAHREN 


26. Die Kommissionsdienststellen und die deutschen Behörden tauschten sich im Juli und 


August 2013 im Rahmen eines EU-Pilotverfahrens (5268/13/ENVI) über einen 


möglichen Verstoß Deutschlands gegen Bestimmungen der Richtlinie aus. 


27. Am 18. Oktober 2013 richtete die Kommission ein Aufforderungsschreiben 


(Vertragsverletzungsnummer 2013/2199) an die Bundesrepublik Deutschland (Anlage 


6). Darin machte sie geltend, die Bundesrepublik Deutschland sei ihren Verpflichtungen 


nach Art. 5 Abs. 5 und 7 in Verbindung mit den Anhängen II und III der Richtlinie nicht 


nachgekommen, da sie keine zusätzlichen Maßnahmen getroffen und das bestehende 


Aktionsprogramm nicht überarbeitet habe, als durch den oben genannten Bericht deutlich 


wurde, dass die bestehenden Maßnahmen nicht ausreichten, um die Ziele der Richtlinie 


zu verwirklichen. 


28. Die deutsche Regierung antwortete auf das Aufforderungsschreiben am 13. Dezember 


2013 (Anlage 7). Sie machte geltend, die geltende Düngeverordnung enthalte gegenüber 


dem Zeitraum 2006-2009 bereits Anpassungen bezüglich der im Nährstoffvergleich 


zulässigen Überschüsse. Außerdem wies sie auf die geplante Novellierung der 


Düngeverordnung hin. Diese solle mittel- und langfristig zu einer Verringerung des 


Nitrateintrags in die Gewässer führen. Mit dem für November 2014 zu erwartenden 


Inkrafttreten werde Deutschland den Verpflichtungen der Richtlinie nachkommen. 


29. Mit Schreiben vom 7. Februar 2014 (Anlage 8) schätzte die Generaldirektion Umwelt 


die geplanten Änderungen der Düngeverordnung als unzureichend ein. Diese Bedenken 


wurden auch während einer technischen Sitzung mit den zuständigen deutschen 


Behörden am 25. Februar 2014 in Brüssel nicht ausgeräumt. 


30. Am 11. Juli 2014 sandte die Kommission der Bundesrepublik Deutschland die 


begründete Stellungnahme (Anlage 9) zu. Darin hielt sie die Vorwürfe des 


Aufforderungsschreibens aufrecht. Die Kommission forderte die Bundesrepublik auf, die 


notwendigen Maßnahmen binnen zwei Monaten zu treffen. Diese Frist lief am 11. 


September 2014 ab. 


31. Die deutsche Regierung antwortete am 10. September 2014 (Anlage 10). In diesem 


Schreiben machte sie geltend, die Nitrat-Belastung habe sich im Vergleich zum Zeitraum 


1992-1994 verbessert. Die Düngeverordnung werde in den von der Kommission 


beanstandeten Aspekten weiterentwickelt. Mit der nunmehr für Anfang 2015 geplanten 


Novelle werde die Bundesrepublik Deutschland ihren Verpflichtungen nach Art. 5 Abs. 
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5 und 7 der Richtlinie nachkommen. Dem Schreiben fügte die deutsche Regierung 


mehrere Anhänge, einschließlich eines Evaluierungsberichts vom November 2012, bei. 


32. Mit Schreiben vom 24. Juni 2015 (Anlage 11) legte die deutsche Regierung der 


Kommission Entwürfe zur Änderung des Düngegesetzes und der Düngeverordnung vor. 


Diese befänden sich in der Ressortabstimmung. Der Zeitplan für das Gesetzgebungs- 


bzw. Erlassverfahren erstreckte sich inzwischen bis Ende 2015. 


33. In einem Schreiben vom 16. Oktober 2015 (Anlage 12) äußerte die Generaldirektion 


Umwelt der Kommission die Ansicht, die Entwürfe stünden im mehrfacher Hinsicht 


nicht im Einklang mit den Verpflichtungen der Richtlinie. 


34. Nach einer entsprechenden Ankündigung vom 27. Oktober 2015 (Anlage 13) 


übermittelte die deutsche Regierung mit Schreiben vom 21. Dezember 2015 (Anlage 14) 


einen vom Kabinett am 16. Dezember 2015 beschlossenen Entwurf zur Änderung des 


Düngegesetzes, einen ressortabgestimmten Entwurf zur Novelle der Düngeverordnung 


und einen angepassten Zeitplan. Nach diesem sollten Verfahrensschritte bis Mai und Juli 


2016 erfolgen. Mit Schreiben vom selben Tage (Anlage 14) begründete der zuständige 


Staatssekretär, warum die geplante Novelle nach seiner Einschätzung im Einklang mit 


der Richtlinie stehe. 


V. RECHTLICHE WÜRDIGUNG 


1.   Verstoß gegen Art. 5 Abs. 5 der Richtlinie 


35. Nach Auffassung der Kommission verstößt die Bundesrepublik Deutschland gegen 


Artikel 5 Absatz 5, indem sie keine zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkten Aktionen 


getroffen hat, obwohl spätestens mit der Übermittlung des fünften Berichts Deutschlands 


gemäß Artikel 10 der Richtlinie über den Zeitraum 2008-2011 am 4. Juli 2012 deutlich 


wurde, dass die Maßnahmen des deutschen Aktionsprograms zur Verwirklichung der 


Ziele der Richtlinie nicht ausreichen. 


36. Art. 5 Abs. 5 der Richtlinie verlangt: 


"Die Mitgliedstaaten treffen darüber [Maßnahmen nach Abs. 4] hinaus im Rahmen der 


Aktionsprogramme die zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkten Aktionen, die sie für 


erforderlich halten, wenn von Anfang an oder anhand der Erfahrungen bei der 


Durchführung der Aktionsprogramme deutlich wird, daß die Maßnahmen nach Absatz 4 


zur Verwirklichung der in Artikel 1 genannten Ziele nicht ausreichen. Bei der Wahl 


dieser Maßnahmen oder Aktionen tragen die Mitgliedstaaten deren Wirksamkeit und den 


damit verbundenen Kosten im Vergleich zu anderen möglichen Vorbeugungsmaßnahmen 


Rechnung." 
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37. Der Gerichtshof hat geklärt, dass solche zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkte 


Aktionen in zeitlicher Hinsicht nicht im Belieben der Mitgliedstaaten stehen, sondern 


jedenfalls durchzuführen sind, "sobald festgestellt wird, dass sie erforderlich sind".
13


 In 


dem fraglichen Fall, ergab sich aus den Akten, dass den niederländischen Behörden die 


Notwendigkeit solcher Maßnahmen sogar bereits bei der Durchführung des ersten 


Aktionsprogramms bewusst war.
14


 


38. Im vorliegenden Fall wurde die Notwendigkeit zusätzlicher Maßnahmen oder verstärkter 


Aktionen spätestens deutlich, als die Bundesrepublik Deutschland am 4. Juli 2012 ihren 


fünften Bericht nach Art. 10 der Richtlinie für den Zeitraum 2008-2011 übermittelte. 


Wie oben ausführlich dargelegt (Rn. 24, 25) zeigten der Bericht und die 


zugrundeliegenden Daten deutlich auf, dass sich die Wasserqualität im Berichtszeitraum 


2008-2011 nicht verbessert hatte. Damit wurde deutlich, dass die von der 


Bundesrepublik Deutschland nach Art. 5 Abs. 4 der Richtlinie getroffenen Maßnahmen 


nicht ausreichten, um die in Art. 1 der Richtlinie genannten Ziele, die durch Nitrat aus 


landwirtschaftlichen Quellen verursachte oder ausgelöste Gewässerverunreinigung zu 


verringern oder solcher vorzubeugen, zu verwirklichen. 


39. Trotz des evidenten Erfordernisses zusätzlicher Maßnahmen oder verstärkter Aktionen 


hat die Bundesrepublik Deutschland seit dem 4. Juli 2012 keine solchen getroffen.  


40. Soweit die deutsche Regierung wiederholt auf die geplante Novellierung der 


Düngeverordnung hinweist,
15


 genügt die Feststellung, dass die entsprechenden Regeln 


weder beim Ablauf der in der mit Gründen versehenen Stellungnahme gesetzten Frist am 


11. September 2014 noch seitdem in Kraft getreten sind. 


41. Die deutsche Regierung macht daneben geltend, die geltende Düngeverordnung enthalte 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2007 bereits eine Verschärfung 


gegenüber der bis 2007 geltenden Fassung. Die im Rahmen des Nährstoffvergleichs 


zulässigen Überschüsse würden von 2007 bis 2009 von 90 auf 60 Kilogramm Stickstoff 


je Hektar abgesenkt. Wegen der langsamen Fließgeschwindigkeiten von Nitrat im 


Grundwasser seien die Auswirkungen jedoch noch nicht im Nitratbericht für 2008-2011 


sichtbar, sondern erst "nach etwa fünf bis zehn Jahren zu beobachten".
16


  


                                                 
13


  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 166. 


14
  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 167. 


15
  Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2), Schreiben Staatssekretär Dr. Kloos vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 14) und vom 27. Oktober 2015 (Anlage 13), Mitteilung vom 24. Juni 2015 (Anlage 11), 


Mitteilung vom 10. September (Anlage 10), Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7).  


16
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 4-5.  
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42. Aus Sicht der Kommission kann die fragliche Absenkung der zulässigen Überschüsse 


nicht als zusätzliche Maßnahme oder verstärkte Aktion im Sinne von Art. 5 Abs. 5 der 


Richtlinie gewertet werden. Sie war bereits Teil der Regelung von 2007 und reagiert 


nicht auf die Daten zur Wasserqualität im Bericht von 2012. Zudem ist von der 


fraglichen Absenkung, wie unten näher dargelegt (Rn. 57-65), keine Verbesserung der 


Gewässerqualität zu erwarten, da ein Nährstoffüberschuss von 60 kg/ha/Jahr, der bereits 


beträchtlichen Verschmutzung zum Trotz, nach wie vor einen erheblichen 


Stickstoffverlust in die Umwelt erlaubt. 


43. Ob die Bundesrepublik Deutschland mit dem Hinweis auf die langsamen 


Fließgeschwindigkeiten und die erst künftig zu erwartenden Auswirkungen darüber 


hinaus bestreitet, zusätzliche Maßnahmen oder verstärkte Aktionen seien überhaupt 


erforderlich, bleibt unklar. Hiergegen spricht, dass die deutsche Regierung im Rahmen 


des Vorverfahrens vielfach, auch im Zusammenhang von Art. 5 Abs. 5 der Richtlinie, 


zugesichert hat, Deutschland werde "weitere Maßnahmen treffen".
17


 Rein vorsorglich 


möchte die Kommission betonen, dass die deutsche Regierung die fragliche Studie mit 


dem isolierten Zitat über die Fließgeschwindigkeit von Grundwasser verkürzt 


wiedergibt. Wie die Studie betont, hängt die Infiltration von Stickstoff in das 


Grundwasser von einer Reihe von Faktoren, wie etwa der Bodenstruktur, ab.
18


 So 


können sich verstärkte Stickstoffeinträge, etwa bei porösen Böden, sehr viel 


unmittelbarer in einer Verschmutzung des Grundwassers niederschlagen als von der 


deutschen Regierung suggeriert. 


2. Verstoß gegen Art. 5 Abs. 7 der Richtlinie 


44. Nach Ansicht der Kommission verletzt die Bundesrepublik Deutschland Art. 5 Abs. 7 


der Richtlinie, indem sie das deutsche Aktionsprogramm trotz der im Bericht vom 4. Juli 


2012 aufgezeigten Lage nicht fortgeschrieben hat. 


45. Art. 5 Abs. 7 der Richtlinie verlangt: 


"Mindestens alle vier Jahre überprüfen die Mitgliedstaaten ihre Aktionsprogramme und 


schreiben sie, falls erforderlich, einschließlich zusätzlicher Maßnahmen nach Artikel 5 


fort. Sie unterrichten die Kommission von allen Änderungen der Aktionsprogramme. " 


                                                 
17


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 5. 


18
  Recommendations for establishing Action Programmes under Directive 91/676/EEC concerning the 


protection of waters against pollution caused by nitrates from agricultural sources, December 2011, Part C – 


Analysis of the processes in soil that influence nutrient leaching and runoff (Anlage 15), S. 51. 
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46. Wie der Vergleich der verschiedenen Sprachfassungen der Vorschrift bestätigt, gilt die 


Verpflichtung, die Aktionsprogramme alle vier Jahre zu überprüfen, unbedingt, während 


diese fortzuschreiben sind, wenn dies erforderlich ist.
19


 


47. Für die Bundesrepublik Deutschland ergab sich das Erfordernis, das Aktionsprogramm 


fortzuschreiben, spätestens als der von ihr am 4. Juli 2012 übermittelte Bericht, wie oben 


dargelegt (Rn. 24, 25) klar aufzeigte, dass die geltenden Maßnahmen nicht ausreichen, 


um die in Art. 1 der Richtlinie genannten Ziele zu verwirklichen. 


48. Art. 5 Abs. 7 der Richtlinie bestimmt nicht ausdrücklich, wie die Mitgliedstaaten ihre 


Aktionsprogramme erforderlichenfalls fortzuschreiben haben. Aus Sicht der 


Kommission ist Art. 5 Abs. 7 im Lichte der Zielsetzung der Richtlinie und des 


Regelungszusammenhangs der Vorschrift auszulegen. Im Hinblick auf das in Art. 1 der 


Richtlinie festgelegte Ziel sind die Aktionsprogramme so fortzuschreiben, dass sie in der 


Lage sind, die durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen verursachte oder ausgelöste 


Gewässerverunreinigung zu verringern oder solcher vorzubeugen. In systematischer 


Hinsicht müssen die Mitgliedstaaten die Aktionsprogramme so fortschreiben, dass diese 


den inhaltlichen Anforderungen von Art. 5 Abs. 3 und Abs. 4 in Verbindung mit den 


Anhängen II und III der Richtlinie entsprechen. 


49. Nach Art. 5 Abs. 4 Buchst. a und b der Richtlinie müssen die Aktionsprogramme 


bestimmte verbindlich vorgeschriebene Maßnahmen enthalten, die in den Anhängen II 


und III der Richtlinie aufgeführt sind. 


50. Zudem sind in den einzelnen Aktionsprogrammen nach Art. 5 Abs. 3 Buchst. a und b 


sowie Anhang II Punkt A Nr. 1 der Richtlinie die besten verfügbaren wissenschaftlichen 


und technischen Erkenntnisse sowie die physischen, geologischen und klimatischen 


Merkmale der einzelnen Regionen zu berücksichtigen.
20


 


51. Während die Mitgliedstaaten über einen gewissen Gestaltungsspielraum bei der 


Umsetzung der Vorgaben dieser Richtlinie verfügen, sind sie nach der Rechtsprechung 


gleichwohl in jedem Fall verpflichtet, darauf zu achten, dass die Ziele der Richtlinie und 


                                                 
19


  Siehe die englische Sprachfassung: "Member States shall review and if necessary revise their action 


programmes, including any additional measures taken pursuant to paragraph 5, at least every four years."; 


die französische Sprachfassung: "Les États membres réexaminent et, le cas échéant, révisent leurs 


programmes d'action, y compris toute mesure supplémentaire prise en vertu du paragraphe 5, tous les 


quatre ans au moins" (Hervorhebungen nicht im Original). 


20
  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 29 m.w.N. 
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mithin die Ziele der Unionspolitik im Bereich der Umwelt den Anforderungen des 


Art. 191 Abs. 1 und 2 AEUV entsprechend erreicht werden.
21


 


52. Auch sind die Mitgliedstaaten nach gefestigter Rechtsprechung des Gerichtshofs im 


Bereich einer Richtlinie, wie der Richtlinie 91/676, die technische Regelungen im 


Bereich der Umwelt enthält, in besonderer Weise gehalten, dafür Sorge zu tragen, dass 


ihre zur Umsetzung dieser Richtlinie bestimmten Rechtsvorschriften klar und bestimmt 


sind, um dem Erfordernis der Rechtssicherheit voll zu genügen.
22


 


53. Wie im Folgenden näher dargelegt wird, verfehlt das in der geltenden Düngeverordnung 


und einer Reihe landesrechtlicher Vorschriften festgelegte deutsche Aktionsprogramm in 


sechs Punkten diese inhaltlichen Anforderungen. 


2.1 Begrenzung des Ausbringens von Düngemitteln auf landwirtschaftlichen 


Flächen unter Berücksichtigung des Grundsatz einer ausgewogenen 


Düngung (Anhang III Nr. 1 Ziff. 3) 


54. Nach Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 müssen Aktionsprogramme Vorschriften zur Begrenzung 


des Ausbringens von Düngemitteln umfassen, die auf ein Gleichgewicht zwischen dem 


voraussichtlichen Stickstoffbedarf der Pflanzen und deren Stickstoffversorgung aus dem 


Boden und aus der Düngung ausgerichtet sind. Der Gerichtshof hat betont, dass diese 


Vorschrift im Lichte des Ziels der Richtlinie auszulegen
23


 und genau umzusetzen
24


 sei. 


55. Nach Auffassung der Kommission stehen die Regeln der deutschen Düngeverordnung 


zur Bestimmung der Düngermengen mit dem Grundsatz einer ausgewogenen Düngung 


nicht im Einklang. § 3 Abs. 4 der Düngeverordnung verlangt, dass Düngemittel nur in 


einer Menge auszubringen sind, die dem Nährstoffbedarf der Pflanzen entspricht. Nach 


der Düngeverordnung ist dies durch ein ex-ante-Element, die Düngebedarsermittlung, 


und ein ex-post-Element, den Nährstoffvergleich, zu erreichen. 


56. Im Hinblick auf die ex-ante zu erfolgende Düngebedarfsermittlung räumt die deutsche 


Regierung in Antwort auf die begründete Stellungnahme ein, dass die geltenden Regeln 


(siehe § 3(1)-(3) der Düngeverordnung) nach den Ergebnissen einer Evaluierung im 


Jahre 2012 "den tatsächlichen Nährstoffbedürfnissen der einzelnen Kulturen, den 


Erfordernissen in den verschiedenen bodenklimatischen Regionen und der Beachtung 


                                                 
21


  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 30 m.w.N. 


22
  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 31 m.w.N. 


23
  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 73. 


24
  Urteil Kommission/Luxemburg, C-266/00, ECLI:EU:C:2001:152, Rn. 30; siehe auch Urteil 


Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 108. 
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des Einflusses der Düngung auf den Wasserschutz nicht mehr in ausreichendem Maße 


gerecht" werden.
25


 


57. Nach Auffassung der Kommission gilt dies auch für den ex-post anzustellenden 


betrieblichen Nährstoffvergleich. Denn für diesen wird nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. d 


der Düngeverordnung bei einem Nährstoffüberschuss an Stickstoff von nicht mehr als 60 


Kilogramm Stickstoff je Hektar und Jahr (für die Düngejahre 2009, 2010 und 2011 und 


später) "vermutet, dass die Anforderungen des § 3 Abs. 4 erfüllt sind". 


58. Diese Vermutungsregel bedeutet, dass ein durchschnittlicher nachträglich festgestellter 


Nährstoffüberschuss von 60 kg/ha/Jahr erlaubt wird. Dieser Überschuss übersteigt den 


tatsächlichen Stickstoffbedarf der Pflanzen und bringt daher die Gefahr von 


Stickstoffeinträgen in Gewässer mit sich. Dies widerspricht dem Grundsatz einer 


ausgewogenen Düngung. 


59. Die von der deutschen Regierung hiergegen angeführten Argumente überzeugen nicht. 


60. Sie bringt zunächst vor, bei dem Nährstoffüberschuss handele es sich "nicht um eine 


Überdüngungen um 60 kg N/ha/a, sondern um einen rechnerischen Kontrollwert".
26


 Aus 


Sicht der Kommission handelt es sich hierbei um ein bloßes Spiel mit Begrifflichkeiten. 


Der Begriff des "Kontrollwerts" ändert nichts daran, dass der Landwirt einer 


Betriebsfläche nach der fraglichen Regelung im Ergebnis durchschnittlich 60 kg N/ha/a 


mehr Gesamtstickstoff zuführen darf, als durch Ernte- oder Nebenprodukte davon 


abgeführt werden.
27


 


61. Die deutsche Regierung meint zweitens, rechnerische Nährstoffüberschüsse seien bei 


organischen Düngemitteln "systembedingt grundsätzlich nicht zu vermeiden". Ein 


Vergleich zweier fiktiver Betriebe, die ordnungsgemäß den Düngebedarf im Hinblick auf 


ein Gleichgewicht zwischen Stickstoffbedarf und Stickstoffversorgung ermitteln, zeige, 


dass der mit Schweinegülle düngende Betrieb einen Kontrollwert von plus 49 kg N/ha/a 


erzielt, während der ohne den Einsatz von Schweinegülle düngende Betrieb einen 


Kontrollwert von minus 18 kg N/ha/a aufweist.
28


  


62. Nach Ansicht der Kommission trifft es zwar zu, dass es bei organischen Düngemitteln zu 


systembedingten Verlusten kommen kann. Doch zeigt das von Deutschland angeführte 


                                                 
25


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 7. 


26
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 9. 


27
  Vgl. Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 9. 


28
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 9-10 und Anlage 2. 
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Beispiel allenfalls, dass ein einheitlicher positiver Kontrollwert von 60 kg N/ha/a für 


sämtliche Arten von Düngemitteln es nicht erlaubt, den Grundsatz einer ausgewogenen 


Düngung einzuhalten. Denn dieser einheitliche positive Kontrollwert würde den Betrieb 


ohne organische Düngung aus dem Beispiel sogar bei einem Wert von 60 kg N/ha/a als 


im Gleichgewicht befindlich einstufen, obwohl der mit korrekter 


Düngebedarfsermittlung erzielte Kontrollwert von minus 18 kg N/ha/a dann um 78 kg 


N/ha/a überschritten würde. Dies steht im offensichtlichen Widerspruch zum Grundsatz 


einer ausgewogenen Düngung. 


63. Drittens bringt die deutsche Regierung vor, ein positiver Kontrollwert sei wegen der vom 


Landwirt nicht voraussehbaren Witterung, die sich auf die Erträge und damit die 


Nährstoffaufnahme durch die Pflanzen auswirkt, unvermeidlich.
29


 Aus Sicht der 


Kommission sind bei der Ermittlung einer ausgewogenen Düngung die klimatischen 


Verhältnisse, Niederschläge und Bewässerung nach Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. b 


der Richtlinie durchaus heranzuziehen. Doch muss die Berechnung gemäß Art. 5 Abs. 3 


Buchst. a wissenschaftlich begründet sein. Hieran fehlt es jedoch bei dem in der 


Düngeverordnung festgelegten zulässigen hohen Nährstoffüberschuss. 


64. Die Einschätzung der deutschen Regierung, das deutsche Düngesystem sei dem der 


meisten anderen Mitgliedstaaten überlegen,
30


 ist für den Vorwurf, die deutsche Regelung 


verletze Unionsrecht, irrelevant. 


65. Schließlich erkennt die deutsche Regierung implizit an, dass die geltende Regelung der 


zulässigen Nährstoffüberschüsse der Höhe und der Methode nach nicht angemessen ist. 


So soll die geplante Novellierung der Düngeverordnung den Kontrollwert für Stickstoff 


nach einer Übergangszeit auf 50 kg N/ha/a absenken und die Bilanzierungs- und 


Bewertungsverfahren weiterentwickeln.
31


 Begründet wird dies mit dem Ziel "der 


Umsetzung von Zielvorgaben der EG-Nitratrichtlinie".
32


 


2.2 Zeiträume, in denen das Ausbringen von Düngemitteln auf 


landwirtschaftlichen Flächen verboten ist (Anhang II Punkt A Nr. 1, 


Anhang III Nr. 1 Ziff. 1) 


                                                 
29


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 10. 


30
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 11 und Anlage 3. 


31
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 11-12; siehe auch § 9 Abs. 2 des Verordnungsentwurfs, 


Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 


32
  Siehe die Erläuterung zu § 9 Abs. 2 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 2), S. 112. 
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66. Anhang III Nr. 1 Ziff. 1 und Anhang II Punkt A Nr. 1 der Richtlinie verlangen 


Vorschriften über "die Zeiträume, in denen das Ausbringen bestimmter Arten von 


Düngemitteln auf landwirtschaftlichen Flächen verboten ist" bzw. über "Zeiträume, in 


denen Düngemittel nicht auf landwirtschaftlichen Flächen ausgebracht werden sollten". 


67. Aus Sicht der Kommission verstößt § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung in zweierlei 


Hinsicht gegen diese Anforderungen. 


68. Erstens sieht § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung im Hinblick auf die Sperrzeiten eine 


Ausnahme für "Festmist ohne Geflügelkot" vor. Die in Anhang III Nr. 1 Ziff. 1 und 


Anhang II Punkt A Nr. 1 der Richtlinie enthaltene Forderung nach Sperrzeiten gilt 


jedoch für sämtliche Düngemittel ohne Ausnahme.
33


 Art. 2 Buchst. e der Richtlinie 


definiert "Düngemittel" als "jeder Stoff, der eine oder mehrere Stickstoffverbindungen 


enthält und auf den Boden zur Förderung des Pflanzenwachstums ausgebracht wird; 


hierunter können auch Dung, Abfälle aus Fischzuchtanlagen und Klärschlamm fallen". 


Hierunter fällt auch die Düngemittelkategorie "Festmist ohne Geflügelkot". Dies ist auch 


im Einklang mit dem Ziel der Richtlinie, da auch das Ausbringen von Festmist ohne 


Geflügelkot in Zeiten, in denen keine Aufnahme von Stickstoff durch die Pflanzen 


erfolgt, Gewässer verunreinigen kann. 


69. Die Bundesrepublik Deutschland scheint dies nunmehr anzuerkennen, da die geplante 


Novellierung der Düngeverordnung eine Sperrzeit auch für "Festmist von Huftieren oder 


Klauentieren" vorsieht.
34


 Nach der Erläuterung des Verordnungsentwurfs "dient [dies] 


der Umsetzung von Vorgaben der EG-Nitratrichtlinie".
35


 


70. Zweitens beruht die Dauer der Sperrzeiten nach § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung 


(Ackerland: 1. November bis 31. Januar; Grünland: 15. November bis 31. Januar) nicht 


auf den jüngsten wissenschaftlichen Daten und Umweltdaten. 


71. Wie der Gerichtshof unterstrichen hat, sind bei der Festlegung der Sperrzeiten gemäß 


Art. 5 Abs. 3 Buchst. a und b sowie Anhang II Punkt A Nr. 1 die besten 


                                                 
33


  Vgl. auch Urteil Kommission/Luxemburg, C-526/08, ECLI:EU:C:2010:379, Rn. 53-54; Urteil 


Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 133-134. 


34
  Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7), S. 6; Mittelung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 


14; siehe § 6 Abs. 7 Unterabs. 2 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 2). 


35
  Siehe die Erläuterung zu § 9 Abs. 2 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 2), S. 107. 
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wissenschaftlichen und technischen Erkenntnisse sowie die physischen, geologischen 


und klimatischen Merkmale der einzelnen Regionen zu berücksichtigen.
36


 


72. Nach Auffassung der Kommission müssen die Zeiträume, während derer Düngemittel 


nicht auf landwirtschaftlichen Flächen ausgebracht werden dürfen, auch den Zielen der 


Richtlinie entsprechen. Sie müssen lang genug sein, um alle Zeiträume des Jahres 


abzudecken, in denen das Risiko einer Wasserverunreinigung durch Stickstoffverluste 


bei der Düngung (in Grundwasser und in Oberflächengewässer) signifikant ist. Dabei ist 


zum einen zu berücksichtigen, dass das Pflanzenwachstum und die daraus resultierende 


Stickstoffaufnahmekapazität bei niedrigen Temperaturen gering oder gleich Null sind. 


Außerdem ist das Risiko von Auswaschungen und Ausspülungen am größten, wenn die 


natürlichen Niederschläge (einschließlich des beim Tauen freigesetzten Wassers) die 


Evapotranspiration und die Wasserrückhaltekapazität des Bodens übersteigen. 


Schließlich ist auch die Art der Düngemittel zu berücksichtigen. So enthält Festmist 


mehr organischen Stickstoff als Gülle, während mineralische Düngemittel ausschließlich 


mineralischen Stickstoff enthalten. Die für organischen Stickstoff erforderliche 


Mineralisierung im Boden hängt u.a. von klimatischen Faktoren, wie Temperatur und 


Feuchtigkeit, ab. Höhere Temperaturen (z. B. im Frühjahr) bewirken eine verstärkte 


Mineralisierung und somit einen potenziellen Anstieg der Nitratkonzentrationen im 


Boden. Dies kann (vor allem beim Tauen) zu einem erhöhten Risiko von 


Auswaschungen und Ausspülungen führen. 


73. Folglich empfiehlt die aus Sicht der Kommission einschlägige wissenschaftliche Studie
37


 


für die unterschiedlichen bodenklimatischen Zonen Deutschlands die folgenden 


differenzierten Sperrzeiten: 


 Atlantisch-nördliche Zone: eine Mindestsperrzeit für Gülle und Mineraldünger von 6 


Monaten (1. September bis 1. März) mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 Monat; 


für bestimmten Festmist möglicherweise zwei Monate kürzer (früheres Ende), 


abhängig von der Witterung; in Regionen mit hohem Risiko von Oberflächenablauf 


sollte die Sperrzeit für sämtliche Düngemittel (einschließlich Festmist) etwa 7 


Monate (1. September bis 1. April) betragen mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 


Monat; in Regionen mit hohem Risiko von Auswaschungen etwa 7 Monate (1. 


August bis 1. März), für bestimmten Festmist möglicherweise zwei Monate kürzer 


(früheres Ende) (siehe S. 88); 


                                                 
36


  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 62, 29; siehe auch Urteil 


Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 136. 


37
  Recommendations for establishing Action Programmes under Directive 91/676/EEC concerning the 


protection of waters against pollution caused by nitrates from agricultural sources, Part D – 


Recommendations for Measures, (Anlage 16). 
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  alpin-südliche Zone: ähnliche Sperrzeiten wie in der atlantisch-nördlichen Zone 


(siehe S. 112) 


 atlantisch-zentrale Zone: eine Mindestsperrzeit für Gülle und Mineraldünger von 5 


Monaten (1. September bis 1. Februar) mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 Monat; 


für bestimmten Festmist möglicherweise zwei Monate kürzer (früheres Ende), aber 


abhängig von der Witterung; in Regionen mit hohem Risiko von Oberflächenablauf 


sollte die Sperrzeit für sämtliche Düngemittel (einschließlich Festmist) etwa 6 


Monate (1. September bis 1. März) betragen mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 


Monat; in Regionen mit hohem Risiko von Auswaschungen für Gülle und 


Mineraldünger etwa 6 Monate (1. August bis 1. Februar), für bestimmten Festmist 


möglicherweise zwei Monate kürzer (früheres Ende) (siehe S. 94); 


 kontinentale Zone: eine Mindestsperrzeit für Gülle und Mineraldünger von 5 Monaten 


(1. September bis 1. Februar) bei Grünland und 6 Monaten (1. August bis 1. Februar) 


bei Ackerland mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 Monat; für bestimmten Festmist 


möglicherweise zwei Monate kürzer (früheres Ende); in Regionen mit hohem Risiko 


von Oberflächenablauf sollte die Sperrzeit für sämtliche Düngemittel (einschließlich 


Festmist) etwa 6 Monate (1. September bis 1. März) betragen mit einer 


Unsicherheitsmarge von ± 1 Monat; in Regionen mit hohem Risiko von 


Auswaschungen für Gülle und Mineraldünger etwa 6 Monate (1. August bis 1. 


Februar) mit einer Unsicherheitsmarge von ± 1 Monat, für bestimmten Festmist 


möglicherweise zwei Monate kürzer (früheres Ende) (siehe S. 100); 


 pannonisch-pontische Zone: ähnliche Sperrzeiten wie in der kontinentalen Zone (siehe 


S. 106). 


74. Die deutsche Sperrzeitenregelung in § 4 Abs. 5 der Düngeverordnung ist demgegenüber 


in zweierlei Hinsicht unzureichend. 


75. Zum einen enthält sie bis auf die unzulässige oben diskutierte Ausnahme für Festmist 


und die Unterscheidung zwischen Ackerland und Grünland keine Differenzierungen. So 


werden im Gegensatz zur oben genannten Studie keine Unterscheidungen nach den 


bodenklimatischen Regionen, Arten von Düngemitteln, Düngeverfahren und anderen 


Umweltfaktoren, wie etwa Gebieten mit erhöhtem Risiko von Auswaschungen oder 


Oberflächenablauf, getroffen. 


76. Das Argument der deutschen Regierung, die in der Studie empfohlene Differenzierung 


nach bodenklimatischen Regionen stehe im Widerspruch zum bundeseinheitlichen 


Aktionsprogramm, sei in Deutschland nicht administrierbar und führe zu 


Wettbewerbsverzerrungen,
38


 überzeugt nicht. Art. 3 Abs. 5 der Richtlinie stellt es den 


Mitgliedstaaten frei, Aktionsprogramme in ihrem gesamten Gebiet durchzuführen. Doch 


gilt dies ausdrücklich "nach den Vorgaben dieser Richtlinie". So hat ein Mitgliedstaat, 


der wie die Bundesrepublik ein einheitliches Aktionsprogramm durchführt, gemäß Art. 5 


Abs. 3 zu gewährleisten, dass die darin enthaltenen Maßnahmen wissenschaftliche Daten 


                                                 
38


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 14. 
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und die Umweltbedingungen in den jeweiligen Regionen berücksichtigen. Danach 


müssen die Regeln etwa hinreichend differenziert sein, um einen angemessenen Schutz 


auch der Gewässer in den Regionen mit dem höchsten Risiko von Auswaschungen zu 


sicherzustellen. Nicht in Art. 5 Abs. 3 erwähnte Faktoren wie mögliche "administrative" 


Probleme oder die angebliche Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen müssen 


demgegenüber zurückstehen. 


77. Zum anderen sind die geltenden Sperrzeiten zu kurz. Während die Studie abhängig von 


den verschiedenen Faktoren Sperrzeiten von fünf bis sieben Monaten empfiehlt, sieht § 4 


Abs. 5 der Düngeverordnung Sperrzeiten von bloß zweieinhalb bis drei Monaten vor. 


78. Die deutsche Regierung hat keine wissenschaftlichen Daten vorgebracht, auf die sich die 


von der Studie abweichenden Sperrzeiten stützen ließen. Sie verweist nur im Hinblick 


auf die beabsichtigte Novellierung auf wissenschaftliche Studien.
39


 Die deutsche 


Regierung hat sich im Vorverfahren bezüglich der Länge und Differenzierung der 


Sperrzeiten hauptsächlich mit dem Hinweis auf die geplante Novellierung verteidigt
40


 


und betont, dass Deutschland "[b]ezüglich der Sperrzeiten [] in der geplanten 


Novellierung der Düngeverordnung eine deutliche Verlängerung der Sperrzeiten 


insbesondere für Ackerland" vorsehe.
41


 Dies bedeutet nach Ansicht der Kommission ein 


implizites Eingeständnis, dass die geltenden Maßnahmen nicht mit der Richtlinie in 


Einklang stehen. 


2.3 Fassungsvermögen und Bauweise von Behältern zur Lagerung von Dung 


(Anhang II Punkt A Nr. 5, Anhang III Nr. 1 Ziff. 2) 


79. Anhang II Punkt A Nr. 5 der Richtlinie verlangt Bestimmungen über 


"Fassungsvermögen und Bauweise von Behältern zur Lagerung von Dung, einschließlich 


Maßnahmen zur Verhinderung von Gewässerverunreinigungen durch Einleiten und 


Versickern von dunghaltigen Flüssigkeiten und von gelagertem Pflanzenmaterial wie 


z.B. Silagesickersäften in das Grundwasser und in Oberflächengewässer". Anhang III 


Nr. 1 Ziff. 2 verlangt Vorschriften über "das Fassungsvermögen von Behältern zur 


Lagerung von Dung; dieses muß größer sein als die erforderliche Kapazität für die 


Lagerung von Dung während des längsten Zeitraums, in dem das Ausbringen von Dung 


                                                 
39


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 14-17. 


40
  Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7), S. 5-6; Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 


14-17; siehe § 6 Abs. 7 Unterabs. 1 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 2). 


41
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 14. 
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auf landwirtschaftlichen Flächen in den gefährdeten Gebieten verboten ist, es sei denn, 


der zuständigen Behörde gegenüber kann nachgewiesen werden, daß die das gegebene 


Fassungsvermögen übersteigende Menge umweltgerecht entsorgt wird". 


80. Die geltende Rechtslage in Deutschland wird dem nicht gerecht. Die einschlägigen 


landesrechtlichen Bestimmungen verweisen im Hinblick auf das Fassungsvermögen von 


Behältern in der Regel global auf die "Belange des Gewässerschutzes"
42


, die 


"Anforderungen der Düngeverordnung"
43


 oder schreiben vor, das Fassungsvermögen 


müsse "größer sein als die erforderliche Kapazität während des längsten Zeitraums, in 


dem das Ausbringen auf landwirtschaftliche Flächen verboten ist".
44


 Die einzige präzise 


Vorgabe ist, dass das Fassungsvermögen für eine 6-monatige bzw. 180 tägige 


Lagerdauer ausreichen muss,
45


 wobei die meisten landesrechtlichen Regelungen dies nur 


für flüssigen Dung (d.h. Gülle und Jauche) vorschreiben.
46


 


81. Diese Regeln gehen erstens von zu kurzen Sperrzeiten aus. Der Gerichtshof hat 


festgestellt, dass Bestimmungen über Lagerkapazitäten, die auf der Grundlage 


richtlinienwidriger Sperrzeiten berechnet werden, gegen die Vorschriften der Richtlinie 


über Lagerkapazitäten verstoßen.
47


 Wie oben dargelegt (Rn. 73), ist das Ausbringen von 


Dung je nach bodenklimatischer Zone, Konsistenz des Dungs und unterschiedlicher 


Umweltfaktoren unter Umständen bis zu sieben Monate lang zu verbieten. Die nach den 


deutschen Regeln vorgeschriebene Lagerkapazität von bloß sechs Monaten bzw. 180 


Tagen wird dem nicht gerecht. 


82. Zweitens beschränken die meisten Länder
48


 diese vorgeschriebene Lagerkapazität auf 


flüssigen Dung (d.h. Jauche und Gülle) und nehmen damit Festmist aus. Anhang II Punkt 


                                                 
42


  So etwa Anhang 5, Punkt 1.4.1 der Bayerischen Verordnung (Anlage 17). 


43
  So etwa Anlage 2, Punkt 2.1 der Brandenburgischen Verordnung (Anlage 18). 


44
  So etwa Anhang 2 der Baden-Württembergischen Verordnung (Anlage 19). 


45
  Anhang 2 der Baden-Württembergischen Verordnung (Anlage 19); Anhang 5, Punkt 1.4.2 der Bayerischen 


Verordnung (Anlage 17); Anhang, Punkt 4.1 der Berliner Verordnung (Anlage 20); Anlage 2, Punkt 2.1 der 


Brandenburgischen Verordnung (Anlage 18); Anhang, Punkt 4.1 der Bremer Verordnung (Anlage 21); 


Anhang, Punkt 1.4 der Hamburgischen Verordnung (Anlage 22); Anhang 1, Punkt 10 der Hessischen 


Verordnung (Anlage 23); § 3(7) der Mecklenburg-Vorpommerschen Verordnung (Anlage 24); Anhang 1, 


Punkt 1.1 der Niedersächsischen Verordnung (Anlage 25); Anhang, Punkt 4.1 der Nordrhein-Westfälischen 


Verordnung (Anlage 26); Anlage, Punkt 3.1 der Rheinland-Pfälzischen Verordnung (Anlage 27); Anhang, 


Punkt 4.1 der Saarländischen Verordnung (Anlage 28); Anlage 3, Punkt 4 der Sachsen-Anhaltinischen 


Verordnung (Anlage 29); § 4(1) der Sächsischen Verordnung (Anlage 30);  § 21(b) der Schleswig-


Holsteinischen Verordnung (Anlage 31); Anlage 2, Punkt 4 der Thüringischen Verordnung (Anlage 32).  


46
  Mit der Ausnahme von Berlin, Sachsen und Thüringen, nach deren Verordnungen diese Mindestvorgabe für 


jeglichen Dung, d.h. einschließlich Festmist, gilt. 


47
  Siehe Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 91. 


48
  Mit Ausnahme von Berlin, Sachsen und Thüringen. 
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A Nr. 5 und Anhang III Nr. 1 Ziff. 2 verlangt jedoch Maßnahmen für die Lagerung 


jeglichen Dungs. Art. 2 Abs. g der Richtlinie definiert "Dung" als "tierische 


Ausscheidungen oder eine Mischung aus Einstreu und tierischen Ausscheidungen, auch 


in verarbeiteter Form". Dies schließt Festmist ein. 


83. Im Hinblick auf die geltenden Regeln des Aktionsprogramms bringt die deutsche 


Regierung allein vor, Landwirte seien auch bei vollen Lagerstätten nicht berechtigt, 


Dung innerhalb der Sperrzeit oder jenseits der Menge von 170 kg Stickstoff pro Hektar 


und Jahr auszubringen.
49


 Dieser Hinweis auf die anderweitigen Regeln über Sperrzeiten 


oder Höchstmengen entbindet jedoch die Bundesrepublik nicht von ihrer Verpflichtung, 


spezifische Maßnahmen gerade über die Lagerkapazität zu treffen. Nach der 


Rechtsprechung des Gerichtshofs besteht eine klare "Verpflichtung zum Erlass 


verbindlicher Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Lagerkapazität für Dung in 


den einzelnen Betrieben".
50


 Daher erscheint auch der oben erwähnte allgemeine Verweis 


auf die "Belange des Gewässerschutzes" in einigen der landesrechtlichen Vorschriften zu 


unbestimmt, um den Erfordernissen der Richtlinie zu genügen. 


84. Die deutsche Regierung erkennt implizit an, dass die geltenden Regeln über die 


Lagerkapazität unzureichend sind. Im Vorverfahren verwies sie wiederholt auf die 


geplante Novellierung der Düngeverordnung, nach der Vorschriften auch für die 


Lagerung von Festmist und Lagerkapazitäten für längere Zeiträume von mindestens 


sechs bis neun Monaten vorgesehen sind.
51


 


2.4 Einhaltung der Höchstmenge Dung pro Jahr und Hektar (Anhang III Nr. 


2) 


85. Nach Anhang III Nr. 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie müssen die Mitgliedstaaten mit den 


Maßnahmen nach Anhang III Nr. 1 sicherstellen, dass kein Betrieb pro Jahr und Hektar 


Dung in Mengen ausbringt die größer ist als "die Menge Dung, die 170 kg Stickstoff 


enthält". Ausnahmsweise können die Mitgliedstaaten nach Unterabsatz 2 Buchstabe b 


größere Mengen zulassen, wenn dies die Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele 


nicht beeinträchtigt und sich anhand gewisser objektiver Kriterien begründen lässt. In 


diesem Fall hat der Mitgliedstaat davon die Kommission zu unterrichten, welche die 


Begründung überprüft. 


                                                 
49


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 18. 


50
  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 47. 
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86. Wie der Gerichtshof unter Hinweis auf den elften Erwägungsgrund der Richtlinie 


unterstrichen hat, kommt der Festlegung spezifischer Grenzwerte für das Ausbringen von 


Dung besondere Bedeutung für die Erreichung der Ziele der Richtlinie zu.
52


 Dies hat der 


Gerichtshof auch in einer früheren Verurteilung der Bundesrepublik Deutschland wegen 


Verstoßes gegen Art. 5 Abs. 4 in Verbindung mit Anhang III Nr. 2 betont.
53


 


87. Nach Ansicht der Kommission verstößt § 4 Abs. 4 der Düngeverordnung gegen die 


Anforderungen von Anhang III Nr. 2, da er es erlaubt, auf Grünland und auf Feldgras 


Dung unter bestimmten Voraussetzungen in einer Höchstmenge aufzubringen, die 230 


kg Stickstoff pro Hektar und Jahr entspricht. Andere Mengen als 170 kg Stickstoff pro 


Hektar und Jahr dürfen jedoch nur nach dem gemäß Anhang III Nr. 2 Buchstabe b der 


Richtlinie vorgesehenen Regelungsverfahren zugelassen werden. Nach der 


Rechtsprechung des Gerichtshofs erfordert dies einen Antrag an die Kommission auf 


Genehmigung der Abweichung anhand objektiver Kriterien, welchen die Kommission 


annehmen oder ablehnen kann.
54


 Die Kommission hat Deutschland eine 


Ausnahmegenehmigung für eine Höchstmenge von 230 kg Stickstoff pro Hektar und 


Jahr nur bis zum 31. Dezember 2013 gewährt.
55


 


88. Die deutsche Regierung macht geltend, § 4 Abs. 4 der deutschen Düngeverordnung 


werde seit dem 31. Dezember 2013 infolge eines schriftlichen Hinweises des 


Bundeslandwirtschaftsministeriums im Wege der richtlinienkonformen Auslegung nicht 


mehr angewendet.
56


 Aus Sicht der Kommission reicht dies nicht aus, um die bei der 


Umsetzung dieser Richtlinie erforderliche Rechtssicherheit
57


 zu gewährleisten. 


89. Die deutsche Regierung erkennt den Verstoß insofern implizit an, als sie im 


Vorverfahren darauf hinwies, die geplante Novellierung der Düngeverordnung werde die 


                                                                                                                                                         
51


  Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7), S. 6; Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 


18; siehe § 12 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 


52
  Siehe Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 130. 


53
  Urteil Kommission/Deutschland, C-161/00, ECLI:EU:C:2002:170, Rn. 44-46. 


54
  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 123. 


55
  Entscheidung 2009/753/EG der Kommission vom 12. Oktober 2009 zur Änderung der Entscheidung 


2006/1013/EG über einen Antrag Deutschlands auf Genehmigung einer Ausnahmeregelung auf der 


Grundlage der Richtlinie 91/676/EWG des Rates zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch 


Nitrate aus landwirtschaftlichen Quellen (ABl. L 268 vom 13.10.2009, S. 35). 


56
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 21. 


57
  Vgl. Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 31 m.w.N. 
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geltende Derogationsregelung aufheben
58


 und mit einem Verweis auf eine mögliche 


künftige Genehmigung durch die Kommission ersetzen.
59


 


2.5 Ausbringen von Düngemitteln auf stark geneigten landwirtschaftlichen 


Flächen (Anhang II Punkt A Nr. 2, Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a) 


90. Anhang II Punkt A Nr. 2 und Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a der Richtlinie verlangen 


Maßnahmen zur Begrenzung des "Ausbringen von Düngemitteln auf stark geneigten 


landwirtschaftlichen Flächen". 


91. Der Gerichtshof hat entschieden, dass Anhang II Punkt A sämtliche Düngemittel betrifft 


und nicht nur solche, die organischen Ursprungs sind.
60


 Auch darf die Regelung nicht auf 


Brachland beschränkt werden.
61


 Schließlich verlangt Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie, dass 


die Regeln der Aktionsprogramme über geneigte Flächen die verfügbaren 


wissenschaftlichen und technischen Daten und die Umweltbedingungen in den 


jeweiligen Regionen des Mitgliedstaates berücksichtigen. 


92. Die oben erwähnte wissenschaftliche Studie enthält folgende Empfehlungen, 


insbesondere für Flächen, die an Oberflächengewässer angrenzen: 


 Kombination des Einsatzes von Düngemitteln/Dung auf geneigten Flächen (Neigung 


>2 % )  mit Vorsorgemaßnahmen, wie etwa direkter Einarbeitung 


(Konturkultivierung), Injektion, Dauerkulturen, Terrassenanbau, breiten ungedüngten 


Pufferstreifen usw. 


 Verbot der Oberflächenaufbringung von Dung und stickstoff- bzw. phosphathaltigen 


Düngemitteln auf Brachflächen mit einer Neigung von mehr als 8% und 


insbesondere bei einer Hanglänge von mehr als 100 m. 


 Verbot des Aufbringens auf und unter der Oberfläche (Injektion, Einarbeitung) von 


Dung und stickstoff- bzw. phosphathaltigen Düngemitteln auf allen Flächen mit einer 


Neigung von mehr als 15%, und insbesondere bei einer Hanglänge von mehr als 100 


m (Verbot des Ausbringens von Dung und Düngemitteln).
62


 


93. Die geltenden deutschen Bestimmungen weichen von diesen wissenschaftlich 


begründeten Empfehlungen in mehrfacher Hinsicht ab. 


94. Zum einen greift § 3 Abs. 7 S. 1 der Düngeverordnung überhaupt erst ab einer 


Hangneigung von mehr als 10%. In dem Fall wird die Düngung nur innerhalb eines 


                                                 
58


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 21. 


59
  Siehe § 6 Abs. 4 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 


60
  Urteil Kommission/Niederlande, C-322/00, ECLI:EU:C:2003:532, Rn. 134. 


61
  Urteil Kommission/Polen, C-356/13, ECLI:EU:C:2014:2386, Rn. 99. 


62
  Recommendations for establishing Action Programmes under Directive 91/676/EEC concerning the 


protection of waters against pollution caused by nitrates from agricultural sources, Part D – 


Recommendations for Measures, (Anlage 16), S. 54-55. 
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Abstandes von drei Metern zur Böschungsoberkante des Gewässers verboten, während 


im Übrigen gewisse Schutzmaßnahmen vorgesehen sind. 


95. Zweitens sieht § 3 Abs. 7 S. 2 der Düngeverordnung gewisse Ausnahmen für Festmist, 


ausgenommen Geflügelkot, vor. 


96. Die deutsche Regierung hat keine wissenschaftlichen Studien vorgelegt, um die von den 


genannten Empfehlungen der Studie abweichenden Regelungen zu begründen. 


97. Die deutsche Regierung behauptet, das in der Studie empfohlene Totalverbot ab 15% 


Hangneigung wäre mit dem Weinbau in bestimmten Regionen Deutschlands nicht zu 


vereinbaren oder würde übermäßig viele Gebiete mit Grünland betreffen.
63


 Nach Ansicht 


der Kommission ist diese Behauptung nicht näher substantiiert. Außerdem ist sie nicht 


relevant, da die deutschen Regeln keine derartig eng umschriebene Ausnahme für 


Weinbau- oder Grünlandflächen enthalten. Schließlich betrifft sie nicht die übrigen 


Aspekte, in denen die deutschen Regeln von den wissenschaftlichen Empfehlungen der 


Studie abweichen. 


98. Die deutsche Regierung weist auch auf § 3 Abs. 6 S. 1 Nr. 2 der Düngeverordnung hin, 


wonach der Landwirt dafür Sorge zu tragen hat, dass aufgebrachte Düngemittel nicht in 


oberirdische Gewässer abgeschwemmt werden.
64


 Nach Ansicht der Kommission handelt 


es sich hierbei um eine zu allgemeine Regelung, die nicht dem spezifischen Erfordernis 


der Richtlinie, stark geneigte Flächen zu regeln, entspricht. Nach der Rechtsprechung des 


Gerichtshofs müssen die Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien, die technische 


Regelungen im Bereich der Umwelt enthalten, besonders klar und bestimmt sein, um 


dem Erfordernis der Rechtssicherheit voll zu genügen.
65


 


99. Soweit die deutsche Regierung im Übrigen auf die geplante Novellierung der 


Düngeverordnung verweist,
66


 die für Flächen mit einer Bodenneigung von mehr als 10% 


etwas strengere Anforderungen vorsieht,
67


 liegt darin nach Auffassung der Kommission 


das implizite Eingeständnis, dass die geltenden Regeln nicht ausreichend sind. 


                                                 
63


  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 23. 


64
  Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7), S. 7. 


65
  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 31 m.w.N. 


66
  Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7), S. 8; Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 


23. 


67
  Siehe § 5 Abs. 3 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 
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2.6 Ausbringen von Düngemitteln auf wassergesättigten, überschwemmten, 


gefrorenen oder schneebedeckten Böden (Anhang II Punkt A Nr. 3, 


Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a und b) 


100. Anhang II Punkt A Nr. 3 und Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a und b der Richtlinie 


verlangen Maßnahmen zur Begrenzung des Ausbringens bei u.a. "gefrorenen oder 


schneebedeckten Böden". 


101. Hierbei haben die Mitgliedstaaten nach Art. 5 Abs. 3 Buchst. a der Richtlinie die besten 


verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse zu berücksichtigen.
68


 Neben dem Stand der 


Wissenschaft begrenzen auch die Ziele der Nitratrichtlinie den Umsetzungsspielraum der 


Mitgliedstaaten.
69


 


102. Die oben erwähnte wissenschaftliche Studie empfiehlt generell, die Ausbringung von 


Düngemitteln zu vermeiden, wenn der Boden gefroren und schneebedeckt ist, und zwar 


unabhängig von der Stärke der Schneedecke. Bei trockenen (d.h. ohne Schneedecke) 


gefrorenen Böden, die mit Wintergetreide überwachsen sind, könne hingegen das 


Ausbringen von Starterdüngemitteln von Vorteil sein, wenn der Boden andernfalls 


komprimiert würde. In diesem Fall sollten jedoch besondere Vorsichtsmaßnahmen, wie 


z.B. ungedüngte Pufferstreifen, getroffen werden, um das Risiko der Verunreinigung von 


Oberflächengewässern zu minimieren.
70


 


103. Die deutsche Regelung steht mit diesen wissenschaftlichen Empfehlungen in zweierlei 


Hinsicht nicht im Einklang. 


104. Erstens verbietet § 3 Abs. 5 der Düngeverordnung das Ausbringen von Düngemitteln bei 


schneebedecktem Boden nur, wenn dieser "durchgängig höher als fünf Zentimeter mit 


Schnee bedeckt ist". Die oben genannte Studie enthält jedoch eine absolute Empfehlung 


unabhängig von der Höhe der Schneedecke, da bei jedem schneebedecktem Boden ein 


sehr hohes Risiko von Oberflächenablauf und Auswaschungen bestehe, welche zu 


                                                 
68


  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 157. 


69
  Schlussanträge Generalanwältin Kokott, Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:14, Rn. 144. 


70
  Recommendations for establishing Action Programmes under Directive 91/676/EEC concerning the 


protection of waters against pollution caused by nitrates from agricultural sources, Part D – 


Recommendations for Measures, December 2011 (Anlage 16), S. 55-56. 
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Gewässerverunreinigungen führen könne.
71


 Dieses von der Höhe der Schneedecke 


unabhängige Risiko erkennt nun auch die Bundesrepublik Deutschland an.
72


 


105. Zweitens verbietet § 3 Abs. 5 in Verbindung mit § 2 Nr. 12 der Düngeverordnung die 


Düngung bei gefrorenem Boden nur bei einem "Boden, der durchgängig gefroren ist und 


im Verlauf des Tages nicht oberflächig auftaut". Die oben genannte Studie sieht keine 


solche Ausnahme für Böden vor, die während eines 24-Stunden-Zyklusses gefrieren und 


auftauen. Vielmehr belegt eine frühere Studie, auf die sich der Gerichtshof in einem 


ähnlich gelagerten Fall stützte, dass sich die Zyklen des Gefrierens und Auftauens 


wesentlich auf die Mineralisierungsrate auswirken, da das Gefrieren der aufgetauten 


Böden einen Stickstoffmineralisierungsschub bewirkt.
73


 


106. Die deutsche Regierung erkennt implizit an, dass die geltenden Regeln für 


schneebedeckte und gefrorene Böden nicht den Anforderungen der Richtlinie 


entsprechen, indem sie ankündigte, die geplante Novellierung der Düngeverordnung 


werde künftig die Empfehlungen der obigen Studie inhaltsgleich übernehmen.
74


 


VI. ZUSAMMENFASSUNG 


107. Die Bundesrepublik Deutschland verstößt gegen Artikel 5 Absatz 5, indem sie keine 


zusätzlichen Maßnahmen oder verstärkten Aktionen getroffen hat, obwohl spätestens mit 


der Übermittlung des fünften Berichts Deutschlands gemäß Artikel 10 der Richtlinie 


über den Zeitraum 2008-2011 am 4. Juli 2012 deutlich wurde, dass die Maßnahmen des 


deutschen Aktionsprograms zur Verwirklichung der Ziele der Richtlinie nicht 


ausreichen. 


108. Außerdem verletzt die Bundesrepublik Deutschland Art. 5 Abs. 7 der Richtlinie, indem 


sie das deutsche Aktionsprogramm nicht fortgeschrieben hat, obwohl dies angesichts der 


im oben genannten Bericht vom 4. Juli 2012 aufgezeigten Lage erforderlich gewesen 


wäre. Dabei hätte die Bundesrepublik Deutschland jedenfalls die Maßnahmen treffen 


müssen, die den inhaltlichen Anforderungen von Art. 5 Abs. 3 und Abs. 4 in Verbindung 


                                                 
71


  Recommendations for establishing Action Programmes under Directive 91/676/EEC concerning the 


protection of waters against pollution caused by nitrates from agricultural sources, Part D – 


Recommendations for Measures, December 2011 (Anlage 16), S. 55. 


72
  Siehe Erläuterung zu § 5 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 


(Anlage 2), S. 101. 


73
  Urteil Kommission/Frankreich, C-237/12, ECLI:EU:C:2014:2152, Rn. 159.  


74
  Mitteilung vom 10. September 2014 (Anlage 10), S. 25; vgl. § 5 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs, Anlage 2 


der Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2). 
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mit den Anhängen II und III  der Richtlinie vollständig und ordnungsgemäß entsprechen. 


Bei den geltenden deutschen Regeln ist dies nicht der Fall, da sie 


 im Hinblick auf den Grundsatz einer ausgewogenen Düngung eine 


Düngebedarfsermittlung enthalten, die den tatsächlichen Nährstoffbedürfnissen der 


einzelnen Kulturen, den Erfordernissen in den verschiedenen bodenklimatischen 


Regionen und der Beachtung des Einflusses der Düngung auf den Wasserschutz nicht 


gerecht wird, und einen betrieblichen Nährstoffüberschuss von bis zu 60 Kilogramm 


Stickstoff je Hektar und Jahr zulassen (vgl. Anhang III Nr. 1. Ziff. 3 der Richtlinie); 


 bei den Sperrzeiten eine Ausnahme für "Festmist ohne Geflügelkot" vorsehen, keine 


Differenzierung nach bodenklimatischen Regionen, Arten von Düngemitteln, 


Düngeverfahren und anderen Umweltfaktoren enthalten und lediglich Sperrzeiten 


einer Dauer von zweieinhalb bis drei Monaten vorschreiben (vgl. Anhang III Nr. 1 


Ziff. 1 und Anhang II Punkt A Nr. 1 der Richtlinie); 


 im Hinblick auf das vorgeschriebene Fassungsvermögen von Behältern zur Lagerung 


von Dung Lagerkapazitäten vorschreiben, die von zu kurzen Sperrzeiten ausgehen 


und – mit der Ausnahme der Verordnungen Berlins, Sachsens und Thüringens – nur 


die Lagerung flüssigen Dungs betreffen (vgl. Anhang II Punkt A Nr. 5 der 


Richtlinie); 


 auf Grünland und auf Feldgras unter bestimmten Voraussetzungen das Aufbringen 


einer Höchstmenge Dungs erlauben, die 230 kg Stickstoff pro Hektar und Jahr 


entspricht (vgl. Anhang III Nr. 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie); 


 im Hinblick auf das Ausbringen von Düngemitteln auf stark geneigten 


landwirtschaftlichen Flächen Ausnahmen für Festmist, ausgenommen Geflügelkot, 


vorsehen, Beschränkungen für das Aufbringen stark stickstoffhaltiger Düngemittel 


erst ab einer Hangneigung von mehr als 10% und Verbote in diesem Fall nur 


innerhalb eines Abstandes von drei Metern zur Böschungsoberkante des Gewässers 


vorsehen und dabei vielfach von der einschlägigen wissenschaftlichen Studie 


abweichen (vgl. Anhang II Punkt A Nr. 2 und Anhang III Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a der 


Richtlinie); 


 das Ausbringen von Düngemitteln nur bei einer Schneedecke mehr als fünf 


Zentimetern und bei "Boden, der durchgängig gefroren ist und im Verlauf des Tages 


nicht oberflächig auftaut" verbieten (vgl. Anhang II Punkt A Nr. 3 und Anhang III 


Nr. 1 Ziff. 3 Buchst. a und b der Richtlinie). 
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109. Die regelmäßigen Hinweise der deutschen Regierung auf die geplante Novellierung der 


Düngeverordnung
75


 widerlegen nicht die geltend gemachten Verstöße gegen Art. 5 Abs. 


5 und Abs. 7 der Richtlinie. Denn die entsprechenden Regeln sind weder bis zum Ablauf 


der in der mit Gründen versehenen Stellungnahme gesetzten Frist am 11. September 


2014 noch seitdem in Kraft getreten. 


VII. ANTRÄGE 


110. Aus den oben aufgeführten Gründen beantragt die Kommission, der Gerichtshof möge 


– feststellen, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 


5 Abs. 5 und 7 in Verbindung den Anhängen II und III der Richtlinie 91/676/EWG 


des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen 


durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen verstoßen hat, indem sie nicht 


zusätzliche Maßnahmen oder verstärkte Aktionen getroffen hat, sobald deutlich 


wurde, dass die Maßnahmen des Aktionsprogramms zur Verwirklichung der Ziele der 


Richtlinie nicht ausreichten, und sie das Aktionsprogramm nicht überarbeitet hat, um 


es mit den verbindlichen Anforderungen der Anhänge II und III in Einklang zu 


bringen. 


– der Bundesrepublik Deutschland die Kosten des Verfahrens auferlegen. 


 


 Christoph HERMES Emmanuel MANHAEVE 


Prozessbevollmächtigte der Kommission 
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  Mitteilung vom 21. Dezember 2015 (Anlage 2), Schreiben Staatssekretär Dr. Kloos vom 21. Dezember 


2015 (Anlage 14) und vom 27. Oktober 2015 (Anlage 13), Mitteilung vom 24. Juni 2015 (Anlage 11), 


Mitteilung vom 10. September (Anlage 10), Mitteilung vom 13. Dezember 2013 (Anlage 7).  
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